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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zur Änderung des Bauberufsrechts und anderer Gesetze

A .  Z i e l s e t z u n g

Die Verfahren zur Anerkennung von Berufsqualifikationen innerhalb der Euro -
päischen Union wurden durch die Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. November 2013 zur Änderung der Richtlinie
2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen und der Verord-
nung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des
Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-Verordnung“) überarbeitet. Die bis zum
18. Januar 2016 erforderliche landesrechtliche Umsetzung für die Berufsgruppe
der Architekten und Ingenieure soll mit dem vorliegenden Gesetz erfolgen. Des
Weiteren sollen die Regelungen zu Berufsgesellschaften von Architekten und Be-
ratenden Ingenieuren überarbeitet werden. 

Ferner ist infolge der Neufassung des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) des
Bundes eine Änderung der Landesregelungen für die Versorgungswerke der Ar-
chitekten, Ingenieure, Steuerberater und Rechtsanwälte erforderlich. Zudem be-
dürfen Vorgaben zur Verwendung und Anlage der Mittel der Versorgungswerke
der Anpassung. Durch die Ermächtigung für eine Versicherungsaufsichtsverord-
nung soll eine transparente Aufsichtsstruktur ermöglicht werden. Das zu gründen-
de Versorgungswerk der Notarkammer Baden-Württemberg soll in die Verein-
heitlichung der Aufsichtsvorgaben einbezogen werden. 

Der Landeskreditbank Baden-Württemberg – Förderbank – (L-Bank) wird er-
möglicht, die Bewilligung von Förderleistungen vollautomatisiert vorzunehmen.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Mit der Gesetzesnovelle wird die elektronische Abwicklung von Anerkennungs-
verfahren ermöglicht und die Grundlage für eine künftige Einführung des Euro -
päischen Berufsausweises geschaffen. Da die novellierte Richtlinie eine Locke-
rung der Voraussetzungen zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen
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vorsieht, werden eine Anpassung landesrechtlicher Verfahrensregelungen und die
Einführung von Ausgleichsmaßnahmen (Anpassungslehrgänge oder Eignungs-
prüfungen) erforderlich. Die Neuregelungen zu Berufsgesellschaften sehen auch
gesetzliche Vorgaben zum Versicherungsschutz vor. 

Im Architekten-, Ingenieurkammer-, Steuerberaterversorgungs-, Rechtsanwalts-
versorgungs- und im Notarversorgungsgesetz werden die Ziele der Versiche-
rungsaufsicht definiert und eine Verordnungsermächtigung eingeführt, um die
nähere Ausgestaltung der Versicherungsaufsichtsgrundsätze zu regeln.

Mit der Änderung des Gesetzes über die Landeskreditbank Baden-Württemberg 
– Förderbank – kann die L-Bank Förderleistungen allein IT-gestützt zusagen. 

C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

D .  W e s e n t l i c h e  E r g e b n i s s e  d e s  N a c h h a l t i g k e i t s c h e c k s

Die erleichterte Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen und die Mög-
lichkeit zur elektronischen Verfahrensabwicklung ermöglichen eine Beschleuni-
gung der Anerkennungsprüfungen. Zugleich kann die Mobilität von Fachkräften
erhöht und dem demografisch bedingten Fachkräftemangel entgegengewirkt wer-
den. Durch weitere Rechtsformen für Berufsgesellschaften kann dem Bedürfnis
der Praxis Rechnung getragen und die Wettbewerbsfähigkeit der Architekten und
Ingenieure verbessert werden. Die Regelungen zum Versicherungsschutz bei feh-
lerhafter Berufsausübung dienen dem Verbraucherschutz. 

Die vorgesehenen Regelungen für die Versicherungsaufsicht sollen die Möglich-
keit schaffen, die bestehenden versicherungsaufsichtlichen Vorgaben in einer
Verordnung zusammenzufassen. Die Gesetzesänderung führt zu keinen wesent -
lichen Änderungen bei den versicherungsaufsichtlichen Vorgaben. Weder für das
Land noch für die Versorgungswerke ist mit finanziellen Auswirkungen zu rech-
nen. 

Die vollautomatisierte Bewilligung von Förderleistungen der L-Bank trägt der
Nummer 4.2.6 der VwV Regelungen Rechnung, da die elektronische Abwicklung
von Verwaltungsverfahren ermöglicht wird. Sie leistet einen Beitrag zur bürger -
nahen und einfachen Verwaltung, zur Verwaltungsmodernisierung und zum Büro -
kratieabbau. 

Aspekte der Nachhaltigkeit und der Gleichstellung von Frau und Mann sind von
den vorgesehenen Gesetzesänderungen nicht berührt.
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Staatsministerium                                                     Stuttgart, 10. Dezember 2015
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

in der Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Landesverfassung den
von der Landesregierung beschlossenen Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Bauberufsrechts und anderer Gesetze mit Begründung und Vorblatt. Ich bitte,
die Beschlussfassung des Landtags herbeizuführen. Die Zuständigkeit für das Ge-
setz liegt beim Ministerium für Finanzen und Wirtschaft Baden-Württemberg. 

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung
zu erteilen:

Gesetz zur Änderung des Bauberufs-
rechts und anderer Gesetze 1

Artikel 1

Änderung des Architektengesetzes

Das Architektengesetz in der Fassung vom 28. März
2011 (GBl. S. 152), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 29. Juli 2014 (GBl. S. 378) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefasst: 

                                               „§ 1

           Berufsaufgaben der Architekten und Stadtplaner

     (1) Berufsaufgabe der Architekten ist insbesondere
die gestaltende, technische, wirtschaftliche, ökologi-
sche und soziale Planung von Bauwerken. 

      (2) Berufsaufgabe der Innenarchitekten ist insbesondere
die gestaltende, technische, wirtschaftliche, öko logische
und soziale Planung von Innenräumen und der damit
verbundenen baulichen Änderung von Gebäuden.

     (3) Berufsaufgabe der Landschaftsarchitekten ist ins-
besondere die gestaltende, technische, wirtschaft -
liche, ökologische und soziale Planung von Land-
schaft, Freianlagen und Gärten. 

     (4) Berufsaufgabe der Stadtplaner ist insbesondere
die gestaltende, technische, wirtschaftliche, ökologi-
sche und soziale Stadt- und Raumplanung, insbeson-
dere die Ausarbeitung städtebaulicher Pläne. 

     (5) Zu den Berufsaufgaben der in den Absätzen 1 bis 4
genannten Personen gehört auch die Beratung, Be-
treuung und Vertretung des Auftraggebers oder
Dienstherrn in allen die Planung, Ausführung und
Überwachung eines Vorhabens betreffenden Angele-
genheiten unter Beachtung der die Sicherheit der
Nutzer und der Öffentlichkeit betreffenden Gesichts-
punkte. Zu den Berufsaufgaben können auch Sach-

_____________________________________

1  Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2013/55/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013
zur Änderung der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen und der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012
über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnen -
markt-Informationssystems („IMI-Verordnung“) (ABl. L 354
vom 28. Dezember 2013, S. 132, ber. ABl. L 268 vom 15. Okto-
ber 2015, S. 35). 
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verständigen-, Forschungs-, Lehr- und Entwick-
lungstätigkeiten sowie sonstige Dienstleistungen bei
der Vorbereitung und Steuerung von Planungs- und
Baumaßnahmen, bei der Nutzung von Bauwerken
sowie die Wahrnehmung der damit verbundenen 
sicherheits- und gesundheitstechnischen Belange ge -
hören, ebenso Überwachungstätigkeiten im Hinblick
auf die Einhaltung öffentlich-rechtlicher Vorschrif-
ten. 

     (6) Kennzeichen der beruflichen Tätigkeit ist in allen
Fachrichtungen die geistig-schöpferische Bewälti-
gung der Berufsaufgaben unter Berücksichtigung ih-
rer Komplexität, insbesondere auch im Hinblick auf
technisch-funktionale, sozioökonomische, baukultu-
relle und rechtliche Belange. Die Tätigkeit berück-
sichtigt die Bedürfnisse der Auftraggeber und des
Gemeinwesens und achtet dabei das architektonische
Erbe sowie die natürlichen Lebensgrundlagen.“ 

2. § 2 a wird wie folgt geändert: 

     a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

          „Eine Partnerschaft nach § 1 Absatz 1 des Partner-
schaftsgesellschaftsgesetzes (PartGG) mit Sitz
oder Zweigniederlassung in Baden-Württemberg
darf unter Führung einer Berufsbezeichnung nach
§ 2 Absatz 1 oder 3 in ihrem Namen nur dann tätig
sein, wenn sie mindestens ein Mitglied der Archi-
tektenkammer als Partner hat und in das Ver-
zeichnis der Partnerschaften bei der Architekten-
kammer eingetragen ist.“ 

     b)  In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „oder“ durch
das Wort „und“ ersetzt. 

     c)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

          „(4) Partnerschaftsgesellschaften mit beschränkter
Berufshaftung haften nach § 8 Absatz 4 PartGG
für Verbindlichkeiten aus Schäden wegen fehler-
hafter Berufsausübung nur in Höhe ihres Gesell-
schaftsvermögens, wenn sie zu diesem Zweck ei-
ne Berufshaftpflichtversicherung nach Absatz 3
Satz 1 bis 3 unterhalten. Die Leistungen des Ver-
sicherers für alle innerhalb eines Versicherungs-
jahres verursachten Schäden können auf den mit
der Zahl der Partner vervielfachten Betrag der
Mindestversicherungssumme begrenzt werden,
müssen jedoch mindestens den dreifachen Betrag
der Mindestversicherungssumme erreichen.“ 

     d)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

3. § 2 b wird wie folgt geändert: 

     a)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

          „(3) Die Gesellschaft hat zur Deckung der sich aus
ihrer Tätigkeit ergebenden Haftpflichtgefahren eine
Berufshaftpflichtversicherung abzuschließen und
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für die Dauer ihrer Eintragung in das Verzeichnis
aufrechtzuerhalten. Die Berufshaftpflichtversiche-
rung muss eine fünfjährige Nachhaftung vor sehen.
Die Mindestversicherungssumme beträgt für jeden
Versicherungsfall 1 500 000 Euro für Personen-
schäden und 300 000 Euro für Sach- und Vermö-
gensschäden. Die Leistungen des Versicherers für
alle innerhalb eines Versicherungsjahres verur-
sachten Schäden können auf den mit der Zahl der
Gesellschafter vervielfachten Betrag der Mindest-
versicherungssumme begrenzt werden, müssen je-
doch mindestens den dreifachen Betrag der Min-
destversicherungssumme erreichen.“ 

     b)  Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 4
bis 6. 

     c)  Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und wie
folgt geändert: 

          aa)  In Nummer 3 werden die Wörter „Absatz 2
oder 5“ durch die Wörter „Absatz 2 oder 6“
ersetzt. 

          bb) Nummer 4 wird wie folgt geändert:

                 aaa)  In Satz 2 werden die Wörter „Absatz 5
Satz 2“ durch die Wörter „Absatz 6 Satz 2“
ersetzt. 

                 bbb) In Satz 3 werden die Wörter „§ 2 a Abs. 4
Satz 2“ durch die Wörter „§ 2 a Absatz 5
Satz 2“ ersetzt. 

4. § 3 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

     „Mit Einwilligung des Architekten oder des Stadt -
planers können weitere Daten wie etwa die Eigen-
schaft als Sachverständiger oder andere Qualifika -
tionsmerkmale in die Architektenliste aufgenommen
werden.“ 

5. § 4 wird wie folgt gefasst: 

                                                „§ 4 

                     Voraussetzungen für die Eintragung

     (1) In die Architektenliste der jeweiligen Fachrich-
tung ist auf Antrag einzutragen, wer in Baden-Würt-
temberg seinen Wohnsitz oder eine Niederlassung
hat oder überwiegend beschäftigt ist und entweder
die Berufsbefähigung nach den Absätzen 2 bis 6
nachweist oder die Voraussetzungen des Absatzes 9
erfüllt. Bei selbständiger oder selbständig gewerb -
licher Berufsausübung ist eine ausreichende Berufs-
haftpflichtversicherung nachzuweisen. 

     (2) Die Berufsbefähigung besitzt, wer 

     1.  ein Studium mit einer mindestens vierjährigen
Gesamtregelstudienzeit für die Berufsaufgaben
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seiner Fachrichtung nach § 1 an einer deutschen
Hochschule oder gleichwertigen Lehreinrichtung
mit Erfolg abgeschlossen hat und 

     2.  nach dem Studium eine praktische Tätigkeit im
Aufgabenbereich seiner Fachrichtung nach § 1
von mindestens zwei Jahren unter Aufsicht eines
Architekten dieser Fachrichtung oder eines Stadt-
planers oder eine gleichwertige Tätigkeit nach-
weist. Davon können bis zu sechs Monate durch
eine Tätigkeit unter Aufsicht eines Ingenieurs
nach § 43 Absatz 3 Nummer 3 der Landesbauord-
nung geleistet werden. Eine praktische Tätigkeit
nach Abschluss eines ersten berufsqualifizieren-
den Studiengangs und vor Beginn oder während
eines Master-Studiengangs gilt ebenfalls bis zu ei-
nem Jahr als praktische Tätigkeit im Sinne dieser
Vorschrift. 

     (3) Die Ausbildung zum Architekten muss die theo-
retischen und praktischen Aspekte der Architektur-
ausbildung in ausgewogener Weise berücksichtigen
und den Erwerb der Kenntnisse und Fähigkeiten
nach Artikel 46 Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie 2005/
36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30. Septem-
ber 2005, S. 22, zuletzt ber. ABl. L 305 vom 24. Ok-
tober 2014, S. 115), die zuletzt durch Richtlinie
2013/55/EU (ABl. L 354 vom 28. Dezember 2013,
S. 132, ber. ABl. L 268 vom 15. Oktober 2015, S. 35)
geändert worden ist, in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung gewährleisten. Die Ausbildung zum Stadtplaner
setzt ein eigenständiges Studium der Stadtplanung,
ein Architekturstudium mit Schwerpunkt Städtebau
oder ein anderes dem Studium der Stadtplanung
gleichwertiges Studium mit Schwerpunkt Städtebau
voraus, das städtebau liches und stadträumliches Ent-
werfen, städtebaubezogene Gebäudelehre und Stadt-
baugeschichte ein schließt. Die praktische Tätigkeit
oder die gleichwertige Tätigkeit nach Absatz 2 Num-
mer 2 hat sich auf alle Berufsaufgaben der ent -
sprechenden Fachrichtungen nach § 1 Absatz 1 bis 4
in gleichwertigem und ausgewogenem zeitlichen Um -
fang zu beziehen. Soweit die Tätigkeit in Baden-
Württemberg abgeleistet wird, muss die Eintragung
mit der Berufsbezeichnung nach § 2 Absatz 2 in der
Architektenliste vorliegen. Außerdem ist für die Zeit
der praktischen Tätigkeit die Teilnahme an beruf -
lichen Fortbildungsmaßnahmen oder Erfahrungsaus-
tauschen nachzuweisen. Wenn die praktische Tätig-
keit ganz oder überwiegend in einem anderen Bun-
desland zurückgelegt wurde, kann der Bewerber ent-
scheiden, ob die Regelungen des § 2 Absatz 2 sowie
die Sätze 3 bis 5 auf ihn anzuwenden sind. Die nähere
Ausgestaltung regelt die Architektenkammer durch
Satzung. In einem anderen Mitgliedstaat der Euro -
päischen Union (Mitgliedstaat), einem anderen Ver-
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tragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum (Vertragsstaat) oder einem nach
dem Recht der Europä ischen Union gleichgestellten
Staat absolvierte praktische Tätigkeiten werden von
der Architektenkammer anerkannt, soweit sie den Sat-
zungsbestimmungen nach § 15 Absatz 2 Nummer 12
entsprechen; dabei sind in einem Drittland absolvier-
te praktische Tätigkeiten zu berücksichtigen. Der
Eintragungsausschuss hat nach Abschluss der prak -
tischen Tätigkeit zu entscheiden, ob die Vorausset-
zungen zu ihrer Anerkennung erfüllt sind. 

     (4) Wer die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht
erfüllt, besitzt die Berufsbefähigung, wenn 

     1.  eine praktische Tätigkeit von mindestens zehn Jah-
ren im Aufgabenbereich einer Fachrichtung nach 
§ 1 bei einem in die Architektenliste dieser Fach-
richtung eingetragenen Architekten oder Stadtpla-
ner oder eine gleichwertige Tätigkeit nachgewiesen
wird und 

     2.  in der jeweiligen Fachrichtung gegenüber dem
Eintragungsausschuss Kenntnisse nachgewiesen
werden, die einem mit Erfolg abgeschlossenen
Studium nach Absatz 2 Nummer 1 entsprechen. 

     (5) In der Fachrichtung Architektur gelten als mit den
Anforderungen des Absatzes 2 gleichwertig die nach
Artikel 21, 46 und 47 der Richtlinie 2005/36/EG in
Verbindung mit deren Anhang V Nummer 5.7.1. be-
kannt gemachten oder als entsprechend anerkannten
Berufsqualifikationsnachweise sowie die Nachweise
nach Artikel 23, 48 und 49 der Richtlinie 2005/36/EG
in Verbindung mit deren Anhang VI. 

     (6) Die Voraussetzungen nach Absatz 2 erfüllt unbe-
schadet Artikel 10 Buchstabe b, c, d und g der Richt-
linie 2005/36/EG auch, wer 

     1.  in Bezug auf die Studienanforderungen einen
gleichwertigen Studienabschluss an einer auslän-
dischen Hochschule oder an einer sonstigen aus-
ländischen Einrichtung nachweist, oder 

     2.  in Bezug auf die Studienanforderungen und prak-
tische Tätigkeit, wer vorbehaltlich der Absätze 7
und 8 

          a)  über einen Befähigungs- und Ausbildungs-
nachweis verfügt, der in einem Mitgliedstaat,
Vertragsstaat oder nach dem Recht der Euro -
päischen Union gleichgestellten Staat erforder-
lich ist, um dort die Erlaubnis zur Ausübung
des Berufs oder zum Führen der Berufsbe-
zeichnung zu erhalten, oder 

          b)  denselben Beruf vollzeitlich ein Jahr lang oder
während einer entsprechenden Gesamtdauer in
Teilzeit in den vorhergehenden zehn Jahren in
einem der in Buchstabe a genannten Staaten,
der diesen Beruf nicht reglementiert, ausgeübt
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hat, sofern er im Besitz mindestens eines Be-
fähigungs- oder Ausbildungsnachweises ist,
der den Anforderungen nach Artikel 13 Absatz 2
der Richtlinie 2005/36/EG entspricht. Die Be-
rufserfahrung ist nicht erforderlich, wenn der
Abschluss einer reglementierten Ausbildung
im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e
der Richtlinie 2005/36/EG nachgewiesen wer-
den kann. 

     Für die Anerkennung nach Satz 1 Ziffer 2 müssen
die übrigen Anforderungen an die Befähigungs- oder
Ausbildungsnachweise nach Artikel 13 der Richt -
linie 2005/36/EG erfüllt sein; dabei sind Ausbil-
dungsgänge oder -nachweise im Sinne der Artikel 3
Absatz 3 und Artikel 12 der Richtlinie 2005/36/EG
gleichgestellt. 

     (7) Wenn sich die Berufsqualifikation der antragstel-
lenden Person im Sinne von Artikel 14 Absatz 1 der
Richtlinie 2005/36/EG wesentlich von den Eintra-
gungsvoraussetzungen nach Absatz 2 unterscheidet,
kann sie zu Ausgleichsmaßnahmen in Form eines
höchstens dreijährigen Anpassungslehrgangs oder 
einer Eignungsprüfung verpflichtet werden, um we-
sentliche Abweichungen in den Ausbildungsinhalten
des Studiums und der praktischen Tätigkeit nach Ab-
satz 2 auszugleichen. Entspricht der Ausbildungs-
nachweis dem Qualifikationsniveau von Artikel 11
Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG, kann die Ar-
chitektenkammer die Eintragung versagen. In den
Fällen von Artikel 11 Buchstabe b der Richtlinie
2005/36/EG sowie in der Fachrichtung Architektur
erfolgt die Überprüfung der Fähigkeiten des Antrag-
stellers durch Eignungsprüfung. Im Übrigen hat die
antragstellende Person die Wahl zwischen der Teil-
nahme an einem Anpassungslehrgang oder einer Eig-
nungsprüfung. Die Architektenkammer entscheidet
abschließend, ob nach Durchführung der Ausgleichs-
maßnahme die Voraussetzungen für die Anerken-
nung der Berufsqualifikation vorliegen. 

     (8) Die Architektenkammer prüft vor der Entschei-
dung über die Ausgleichsmaßnahme, ob die von der
antragstellenden Person durch Berufspraxis oder „le-
benslanges Lernen“ erworbenen Kenntnisse, Fähig-
keiten und Kompetenzen, die hierfür von einer ein-
schlägigen Stelle formell als gültig anerkannt wur-
den, wesentliche Unterschiede in den Ausbildungs -
inhalten des Studiums und der praktischen Tätigkeit
nach Absatz 2 ausgleichen; ist dies der Fall, ist eine
Ausgleichsmaßnahme nicht erforderlich. Ist eine
Ausgleichmaßnahme erforderlich, sind Art und Um-
fang der Maßnahme gegenüber der antragstellenden
Person festzulegen und zu begründen; insbesondere
ist der antragstellenden Person mitzuteilen: 

     1.  Das Niveau der verlangten und der vorgelegten
Berufsqualifikation nach Artikel 11 der Richtlinie
2005/36/EG;
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     2.  die wesentlichen Unterschiede gegenüber der ent-
sprechenden Berufsbefähigung nach Absatz 2;

     3.  die Gründe, aus denen diese Unterschiede nicht
durch nachgewiesene Kenntnisse, Fähigkeiten und
Kompetenzen ausgeglichen werden können. 

     Ist eine Eignungsprüfung erforderlich, muss diese in-
nerhalb von sechs Monaten nach Bestandskraft ihrer
Auferlegung oder nach Zugang der Entscheidung der
antragstellenden Person nach Absatz 7 Satz 4 bei der
Architektenkammer abgelegt werden können. Hier-
für erstellt die Kammer ein Verzeichnis der Sach -
gebiete, in denen wesentliche Unterschiede im Sinne
von Absatz 7 Satz 1 festgestellt wurden. Die Prüfung
erstreckt sich auf ausgewählte Sachgebiete, deren
Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für die
Führung der Berufsbezeichnung darstellt. Die höchs -
tens dreijährigen Anpassungslehrgänge erfolgen durch
Ausübung des Berufs unter der Verantwortung eines
qualifizierten Berufsangehörigen, gegebenenfalls ver -
bunden mit einer Zusatzausbildung, und werden ab-
schließend durch die Architektenkammer bewertet. 

     (9) Sind Bewerber in einer der in § 1 Absatz 1 bis 4
genannten Fachrichtungen in der entsprechenden Liste
eines anderen Landes der Bundesrepublik Deutsch-
land eingetragen gewesen und dort nur gelöscht wor-
den, weil sie ihren Wohnsitz, die Niederlassung oder
die überwiegende Beschäftigung in diesem Land auf-
gegeben haben, sind sie ohne erneute Prüfung der Be-
fähigung nach den Absätzen 2 bis 6 in die Architek-
tenliste einzutragen, sofern keine Versagungsgründe
nach § 6 vorliegen. 

     (10) Das Verfahren kann mit Ausnahme der Durch-
führung von Ausgleichsmaßnahmen nach Absatz 8
über einen Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne
des Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner für
das Land Baden-Württemberg abgewickelt werden;
die §§ 71 a bis 71 e des Landesverwaltungsverfah-
rensgesetzes in der jeweils geltenden Fassung finden
Anwendung. Satz 1 gilt für die Verfahren nach §§ 2 a
Absatz 1, 2 b Absatz 1 und 8 Absatz 2 entsprechend.“ 

6. § 4 a wird wie folgt gefasst: 

                                               „§ 4 a 

                           Europäischer Berufsausweis

     (1) Der Europäische Berufsausweis ist eine elektro-
nische Bescheinigung entweder zum Nachweis, dass
der Berufsangehörige sämtliche notwendigen Vor-
aussetzungen für die vorübergehende und gelegent -
liche Erbringung von Dienstleistungen in einen Auf-
nahmemitgliedstaat erfüllt, oder zum Nachweis der
Anerkennung von Berufsqualifikationen für die Nie-
derlassung in einem Aufnahmemitgliedstaat. 
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     (2) Die Architektenkammer ist zuständige Behörde
im Sinne der Artikel 4 a bis 4 e der Richtlinie 2005/
36/EG. Das Verfahren richtet sich nach den Arti-
keln 4 a bis 4 e der Richtlinie 2005/36/EG und den
hierzu erlassenen Durchführungsrechtsakten. 

     (3) Der Europäische Berufsausweis stellt die An -
zeige nach § 8 Absatz 2 dar. Für die Zwecke der Nie-
derlassung begründet die Ausstellung eines Europä -
ischen Berufsausweises kein automatisches Recht
zum Führen der in § 2 Absatz 1 genannten Berufsbe-
zeichnungen.“ 

7. Nach § 4 a wird folgender § 4 b eingefügt: 

                                              „§ 4 b 

                         Vorwarnmechanismus, Statistik

     (1) Die Architektenkammer ist zuständige Stelle für
ein- und ausgehende Meldungen im Sinne von Ar -
tikel 56 a Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG, soweit
Berufsangehörige betroffen sind (Vorwarnmechanis-
mus); dies gilt nicht, soweit durch Gesetz oder auf-
grund eines Gesetzes abweichende Zuständigkeiten
bestehen. Das Verfahren richtet sich nach § 12 Ab-
satz 7 des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes
Baden-Württemberg (BQFG-BW). 

     (2) Über die Verfahren zur Feststellung der Gleich-
wertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen nach
diesem Gesetz wird eine Landesstatistik gemäß § 16
BQFG-BW geführt. 

     (3) Im Übrigen findet das Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetz Baden-Württemberg keine Anwendung.“ 

8. § 8 wird wie folgt gefasst: 

                                                „§ 8 

                              Auswärtige Dienstleister

     (1) Personen aus einem anderen Staat, die in Baden-
Württemberg vorübergehende und gelegentliche
Dienstleistungen nach § 1 erbringen (auswärtige
Dienstleister), dürfen ohne Eintragung in die Archi-
tektenliste die Berufsbezeichnung nach § 2 Absatz 1
oder 3 führen, wenn sie 

     1.  in einem anderen Mitgliedstaat, Vertragsstaat
oder nach dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten Staat zur Ausübung desselben
Berufs rechtmäßig niedergelassen sind und 

     2.  diesen Beruf mindestens ein Jahr während der ver-
gangenen zehn Jahre in einem der in Nummer 1 ge-
nannten Staaten ausgeübt haben; diese Bedingung
gilt nicht, wenn der Beruf oder die Ausbildung zu
diesem Beruf reglementiert ist. 
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     Erfüllen Personen die in Satz 1 genannten Vorausset-
zungen nicht, dürfen sie die Berufsbezeichnung führen,
wenn sie die Berufsbefähigung nach § 4 besitzen. 

     (2) Auswärtigen Dienstleistern steht das Recht zum
Führen der Berufsbezeichnung nur zu, wenn sie das
erstmalige Erbringen der Dienstleistung vorher bei
der Architektenkammer anzeigen und dabei Nach-
weise zu den in Absatz 1 genannten Voraussetzun-
gen vorlegen. Sie haben die Anzeige einmal jährlich
zu erneuern, wenn sie beabsichtigen, während des
betreffenden Jahres in Baden-Württemberg Dienst-
leistungen nach Absatz 1 Satz 1 zu erbringen. Sie ha-
ben die Berufspflichten zu beachten und werden in
ein besonderes Verzeichnis eingetragen, für dessen
Inhalt § 3 Absatz 2 Satz 1 entsprechend gilt. Hierüber
ist ihnen eine Bescheinigung auszustellen, aus der
sich auch die Berechtigung zum Führen der Berufs-
bezeichnung ergibt. Einer Anzeige bedarf es nicht,
wenn auswärtige Dienstleister bereits über eine Be-
scheinigung einer anderen Architektenkammer in der
Bundesrepublik Deutschland verfügen. 

     (3) Für Partnerschaften und Kapitalgesellschaften
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

     (4) Über die Berechtigung zum Führen der Berufs -
bezeichnung nach den Absätzen 1 bis 3 entscheidet
auf die Anzeige nach Absatz 2 der Eintragungsaus-
schuss. Er kann das Führen der Berufsbezeichnung
auch versagen oder untersagen, wenn Tatsachen ein-
getreten oder bekannt geworden sind, die eine Versa-
gung nach § 6 rechtfertigen würden.“ 

9. In § 9 Absatz 1 wird die Angabe „§ 4 Abs. 5“ durch
die Angabe „§ 4 Absatz 5 oder 6“ ersetzt. 

10. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

     a)  Die Nummern 1 bis 3 werden wie folgt gefasst: 

          „1.  die Architektenliste und die in § 2 a Absatz 1
Satz 1, § 2 b Absatz 1 Satz 1 und § 8 Absatz 2
Satz 3 genannten Verzeichnisse sowie in Be-
reichen mit besonderen Qualifikationsanfor-
derungen Fachlisten zu führen; 

          2.  ihre Mitglieder sowie auswärtige Dienstleister
nach § 8 in Fragen der Berufsausübung und der
Berufspflichten zu beraten und zu belehren; 

          3.  die Erfüllung der beruflichen Pflichten ihrer
Mitglieder und der auswärtigen Dienstleister
nach § 8 zu überwachen und das Recht der
Rüge auszuüben;“. 

     b)  Nach Nummer 5 werden folgende Nummern 6
und 7 eingefügt: 

          „6.  die Berufsqualifikationen zu überprüfen und
anzuerkennen sowie Ausgleichsmaßnahmen
anzuordnen und zu bewerten; 
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          7.  die während der praktischen Tätigkeit sowie
der begleitenden Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen zu bearbeitenden Mindestaufga-
ben und Mindestinhalte festzulegen;“. 

     c)  Die bisherigen Nummern 6 bis 13 werden Num-
mern 8 bis 15. 

11. § 15 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

     a)  In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch ein
Komma ersetzt. 

     b)  Es werden folgende Nummern 10 bis 13 angefügt: 

          „10.  die Fort- und Weiterbildungsordnung, 

          11.  das vor der vorübergehenden und gelegent -
lichen Dienstleistungserbringung zu beach-
tende Verfahren, 

          12.  die Inhalte der praktischen Tätigkeit ein -
schließlich erforderlicher Fortbildungsmaß-
nahmen, deren Bewertung sowie die Orga -
nisation, Anerkennung und Überwachung
von im Ausland erbrachten Teilen des Be -
rufs praktikums, 

          13.  die Anordnung, Durchführung und Bewer-
tung von Ausgleichsmaßnahmen nach § 4 Ab -
satz 7 und 8.“ 

12. § 16 Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

     „(7) Über den Antrag ist unverzüglich, spätestens vor
Ablauf von drei Monaten nach Einreichung des An-
trags und der vollständigen Unterlagen zu entschei-
den. Ablehnende Entscheidungen sind zu begründen.
Die Frist beginnt mit Eingang der vollständigen Un-
terlagen und kann in Fällen des § 4 Absatz 6 um ei-
nen Monat verlängert werden. Der Eintragungsaus-
schuss bestätigt dem Antragsteller binnen eines Mo-
nats den Empfang vorgelegter Unterlagen und teilt
ihm gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen.
Soweit es um die Beurteilung der in § 4 Absatz 5 bis 7
genannten Voraussetzungen geht, dürfen nur die in
Anhang VII der Richtlinie 2005/36/EG genannten
Unterlagen und Bescheinigungen verlangt werden;
die in Anhang VII Nummer 1 Buchstabe d, e und f
aufgeführten Unterlagen dürfen nicht älter als drei
Monate sein. Das Verfahren kann elektronisch ge-
führt werden. Im Fall begründeter Zweifel und so-
weit unbedingt geboten können beglaubigte Kopien
verlangt werden. Eine Aufforderung zur Vorlage von
beglaubigten Kopien gilt nicht als Aufforderung zur
Vorlage fehlender Dokumente.“ 

13. § 18 wird wie folgt geändert: 

     a)  In Absatz 1 werden die Wörter „auswärtige Archi-
tekten und Stadtplaner nach § 8 Abs. 2“ durch die
Wörter „auswärtige Dienstleister nach § 8“ ersetzt. 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 7857

14

     b)  In Absatz 3 und 4 Satz 1 werden jeweils die Wör-
ter „eines auswärtigen Architekten oder Stadtpla-
ners nach § 8 Abs. 2“ durch die Wörter „eines aus-
wärtigen Dienstleisters nach § 8“ ersetzt. 

     c)  In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „Architekt
oder Stadtplaner“ durch die Wörter „auswärtige
Dienstleister“ ersetzt. 

14. § 19 wird wie folgt geändert: 

     a)  In Satz 1 Nummer 5 werden die Angabe „Abs. 4“
durch die Angabe „Absatz 5“ und die Angabe
„Abs. 6“ durch die Angabe „Absatz 7“ ersetzt. 

     b)  Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

          „Bei auswärtigen Dienstleistern nach § 8 entfallen
Maßnahmen nach Nummer 3; an die Stelle der
Nummer 4 tritt das Verbot, in Baden-Württem-
berg die Berufsbezeichnung nach § 2 Absatz 1
und 2 zu führen, verbunden mit der Löschung im
Verzeichnis nach § 8 Absatz 2 Satz 3.“ 

15. § 21 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

     „(4) Die Vorschriften der §§ 56, 57, 59, 62 bis 64, 66
bis 69, 71 und 74 des Heilberufe-Kammergesetzes
(HBKG) sind entsprechend anzuwenden; § 56 HBKG
gilt auch, wenn das berufsgerichtliche Verfahren mit
einem Verfahren wegen Löschung der Eintragung in
der Architektenliste (§ 7) zusammentrifft.“ 

16. § 25 wird wie folgt gefasst: 

                                               „§ 25 

                                      Schweigepflicht

     Die Mitglieder der Organe und Ausschüsse der Kam-
mer, die Mitglieder der Berufsgerichte und die von
diesen beigezogenen Sachverständigen und Hilfs-
kräfte sind zur Verschwiegenheit über alle Angele-
genheiten verpflichtet, die ihnen im Zusammenhang
mit ihrer Tätigkeit bekannt geworden sind. Dies gilt
nicht für Mitteilungen im amtlichen Verkehr und
über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Be-
deutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Sie
dürfen die Kenntnis von geheim zu haltenden Ange-
legenheiten nicht unbefugt verwerten. Die Pflicht zur
Verschwiegenheit besteht auch nach Beendigung der
Tätigkeit der Verpflichteten fort.“ 

17. § 26 wird wie folgt geändert: 

     a)  In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „nach § 2 a
Abs. 1, § 2 b Abs. 1 und § 8 Abs. 2 Satz 2“ durch
die Wörter „nach § 2 a Absatz 1, § 2 b Absatz 1
und § 8 Absatz 2 Satz 3“ ersetzt. 

     b)  In Absatz 3 werden die Angabe „§ 8 Abs. 2 Satz 1“
durch die Angabe „§ 8 Absatz 2 Satz 1“, die An-
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gabe „§ 8 Abs. 2 Satz 2“ durch die Angabe „§ 8 Ab-
satz 2 Satz 3“ und die Angabe „§ 8 Abs. 4 Satz 2“
durch die Angabe „§ 8 Absatz 4 Satz 2“ ersetzt. 

     c)  Es werden folgende Absätze 6 und 7 angefügt: 

          „(6) Mit der Löschung nach § 7 sind zugleich
sämtliche bei der Architektenkammer über den
Betroffenen gespeicherten Daten zu sperren. An-
gaben über Maßnahmen in einem berufsgericht -
lichen Verfahren sind in jedem Fall nach fünf Jah-
ren ab deren Verhängung zu sperren. Die gesperr-
ten Daten dürfen nur noch verarbeitet werden,
wenn dies zur Behebung einer bestehenden Be-
weisnot, aus sonstigen im überwiegenden Interes-
se der Architektenkammer oder im rechtlichen In-
teresse eines Dritten liegenden Gründen unerläss-
lich ist oder der Betroffene eingewilligt hat. 

          (7) Bei der Architektenkammer gespeicherte Da-
ten sind zu löschen, wenn sie zur rechtmäßigen
Erfüllung der von der Architektenkammer wahr-
zunehmenden Aufgaben nicht mehr erforderlich
sind und durch die Löschung schutzwürdige Be-
lange des Betroffenen nicht beeinträchtigt wer-
den. Im Falle einer derartigen Beeinträchtigung
sind die entsprechenden Daten nach Absatz 6 zu
sperren. Rügen nach § 18 Absatz 4 und Verweise
nach § 19 werden nach Ablauf von fünf Jahren
gelöscht, wenn der Betroffene sich innerhalb die-
ses Zeitraums keiner weiteren Berufspflichtverlet-
zung schuldig gemacht hat. Fünf Jahre nach der
Löschung nach § 7 sind sämtliche bei der Archi-
tektenkammer gespeicherten Daten des Betroffe-
nen zu löschen, sofern dieser nicht die weitere
Speicherung beantragt. Die Architektenkammer
ist verpflichtet, den Betroffenen auf diese Mög-
lichkeit hinzuweisen.“ 

18. § 27 wird wie folgt geändert: 

     a)  Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

          „Im Übrigen gelten die Vorschriften über die Ge-
meindeaufsicht entsprechend.“ 

     b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

          „(3) Das Versorgungswerk nach § 13 steht unter
der Aufsicht des Landes, die als Rechtsaufsicht
durch das Finanz- und Wirtschaftsministerium
und als Versicherungsaufsicht durch das Finanz-
und Wirtschaftsministerium, erforderlichenfalls
im gegenseitigen Einvernehmen, ausgeübt wird.
Für die Rechtsaufsicht gelten § 118 Absatz 1 und 3
sowie §§ 120 bis 125 der Gemeindeordnung ent-
sprechend. Die Versicherungsaufsicht hat im Rah-
men der Überwachung der ordnungsgemäßen
Durchführung des Geschäftsbetriebs des Versor-
gungswerks und zur ausreichenden Wahrung der
Belange der Mitglieder darauf zu achten, dass das
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Versorgungswerk jederzeit in der Lage ist, seine
Verpflichtungen gegenüber den Mitgliedern zu er-
füllen, dass es ausreichende versicherungstech -
nische Rücklagen bildet, sein Vermögen in ent-
sprechend geeignete Vermögenswerte anlegt, die
kaufmännischen Grundsätze hinsichtlich Verwal-
tung, Rechnungslegung und Kontrolle einhält, ei-
ne ausreichende Kapitalausstattung vorhält und
die Grundlagen seines Geschäftsplans erfüllt. Zur
Erreichung dieser Ziele der Versicherungsaufsicht
wird das Finanz- und Wirtschaftsministerium er-
mächtigt, eine Rechtsverordnung zu erlassen, die
die nähere inhaltliche Ausgestaltung dieser Ge-
schäftsführungs- und Aufsichtsgrundsätze regelt,
insbesondere Bestimmungen enthält 

          1. zu den Grundlagen des Geschäftsbetriebs, 

          2. zur Kapitalausstattung, 

          3. zur Vermögensanlage, 

          4. zur Rechnungslegung und Berichterstattung, 

          5. zur Jahresabschlussprüfung, 

          6. zu den Befugnissen der Versicherungsaufsicht, 

          7. zu den Kosten der Versicherungsaufsicht.“ 

     c)  Absatz 4 wird aufgehoben. 

19. § 28 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

     „(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
ist für Verfahren nach diesem Gesetz die Architek-
tenkammer.“ 

20. § 29 wird wie folgt geändert: 

     a)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

          „1.  Das Eintragungs- und Löschungsverfahren
einschließlich der für die Eintragung in die
Architektenliste und die in § 2 a Absatz 1 und
§ 2 b Absatz 1 genannten Verzeichnisse und
für die Registrierung auswärtiger Dienstleister
nach § 8 Absatz 2;“. 

     b)  In Nummer 2 wird der Punkt durch einen Strich-
punkt ersetzt. 

     c)  Es werden folgende Nummern 3 bis 5 angefügt: 

          „3.  im Einvernehmen mit dem Wissenschaftsmi-
nisterium Inhalt und Durchführung von Aus-
gleichsmaßnahmen nach Artikel 14 der Richt-
linie 2005/36/EG einschließlich der Festle-
gung eines Anforderungsprofils auf Grund -
lage von § 4 Absatz 2; 

          4.  den Inhalt und das Verfahren zur Ausstellung
Europäischer Berufsausweise einschließlich
der Erstellung von und des Umgangs mit IMI-
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Dateien im Sinne des Artikels 4 a Absatz 5
der Richtlinie 2005/36/EG; 

          5.  Regelungen zum gemeinsamen Ausbildungs-
rahmen sowie zu gemeinsamen Ausbildungs-
prüfungen nach den Artikeln 49 a und 49 b der
Richtlinie 2005/36/EG.“ 

Artikel 2

Ingenieurgesetz (IngG)

§ 1

Berufsbezeichnung

(1) Die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“
darf führen, wer 

1. ein Studium in einer technischen oder naturwissen-
schaftlichen Fachrichtung mit einer Regelstudienzeit
von mindestens sechs Semestern, was mindestens 180
ECTS-Punkten entspricht, an einer deutschen staat -
lichen oder staatlich anerkannten Hochschule mit Er-
folg abgeschlossen hat, wobei dieses Studium über-
wiegend von den Bereichen Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften und Technik geprägt sein muss, 

2. nach § 3 von der Ingenieurkammer die Genehmigung
hierzu erhalten hat, 

3. nach dem Recht eines anderen Landes der Bundesre-
publik Deutschland zum Führen dieser Berufsbezeich-
nung berechtigt ist oder 

4. nach dem Ingenieurgesetz vom 30. März 1971 (GBl.
S. 105) in der jeweils geltenden Fassung zum Führen
der Berufsbezeichnung berechtigt war. 

(2) Das Recht zum Führen akademischer Grade nach
dem Landeshochschulgesetz wird hierdurch nicht be -
rührt. 

(3) Wortverbindungen mit der Berufsbezeichnung nach
Absatz 1 oder ähnliche Bezeichnungen, die im Rechts-
verkehr zu Verwechslungen führen können, dürfen nur
Personen verwenden, die zur Führung der entsprechen-
den Berufsbezeichnung berechtigt sind. 

(4) Bezeichnungen, die auf wirtschaftlich tätige Zusam-
menschlüsse von Ingenieuren hinweisen, dürfen in Ver-
bindung mit der Berufsbezeichnung nach Absatz 1 oder
ähnlichen Bezeichnungen nur geführt werden, wenn
mindestens die Hälfte der Mitglieder des Vorstands, der
Geschäftsführer oder die Personen, die mindestens über
die Hälfte der Stimmrechte verfügen, zur Führung der in
Absatz 1 genannten Berufsbezeichnung berechtigt sind. 
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§ 2

Berufsaufgaben

(1) Berufsaufgabe von Ingenieuren ist die Erbringung von
Ingenieurleistungen auf allen Gebieten der Technik und
der Naturwissenschaften. Typische Tätigkeiten sind im
Rahmen der Fachrichtungen des Ingenieurwesens insbe-
sondere die technische, technisch-wissenschaftliche und
technisch-wirtschaftliche Beratung, Entwicklung, Planung,
Ausführung und Überwachung von Vorhaben (Projektent-
wicklung, Projektsteuerung und Objektunterhaltung).

(2) Zu den Berufsaufgaben können auch Sachverstän -
digen-, Forschungs-, Lehr- und Entwicklungstätigkeiten
sowie sonstige Dienstleistungen bei der Vorbereitung
und Steuerung von Vorhaben einschließlich der Wahr-
nehmung der damit verbundenen sicherheits- und ge-
sundheitstechnischen Belange gehören, ebenso Über -
wachungstätigkeiten im Hinblick auf die Einhaltung öf-
fentlich-rechtlicher Vorschriften. 

(3) Die Berufsaufgaben werden auf akademischem Ni-
veau selbständig, angestellt, beamtet oder gewerblich
ausgeübt. Kennzeichen der beruflichen Tätigkeit ist in
allen Fachrichtungen die geistig-schöpferische Bewälti-
gung der Berufsaufgaben unter Berücksichtigung ihrer
Komplexität, insbesondere auch im Hinblick auf sozio -
ökonomische, ökologische und rechtliche Belange. 

§ 3

Genehmigung zum Führen der Berufsbezeichnung

(1) Die in § 1 genannte Berufsbezeichnung darf auch
führen, wer auf Grund eines Studienabschlusses einer
ausländischen Hochschule oder einer sonstigen auslän -
dischen Einrichtung von der Ingenieurkammer die Ge-
nehmigung hierzu erhalten hat. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn das Zeugnis
der ausländischen Hochschule oder Schule einem Zeug-
nis der in § 1 Absatz 1 Nummer 1 genannten Hochschu-
len gleichwertig ist. 

(3) Die Genehmigung ist auf Antrag ferner einer Person
zu erteilen, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates
der Europäischen Union (Mitgliedstaat) oder eines ande-
ren Vertragsstaates des Abkommens über den Europä -
ischen Wirtschaftsraum (Vertragsstaat) ist und vorbe-
haltlich der Absätze 4 und 5 

1. über einen Befähigungs- oder Ausbildungsnachweis
verfügt, der in einem anderen Mitglied- oder Ver-
tragsstaat erforderlich ist, um dort die Erlaubnis zur
Ausübung des Berufs oder zum Führen der Berufsbe-
zeichnung zu erhalten, oder 

2. den Beruf des Ingenieurs vollzeitlich ein Jahr lang
oder während einer entsprechenden Gesamtdauer in
Teilzeit in den vorhergehenden zehn Jahren in einem
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anderen Mitglied- oder Vertragsstaat ausgeübt hat, in
dem der Ingenieurberuf nicht reglementiert ist, und
zusätzlich im Besitz eines Befähigungs- oder Ausbil-
dungsnachweises ist, der den Voraussetzungen von
Artikel 13 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Sep-
tember 2005 über die Anerkennung von Berufsquali -
fikationen (ABl. L 255 vom 30. September 2005, 
S. 22, zuletzt ber. ABl. L 305 vom 24. Oktober 2014, 
S. 115), die zuletzt durch Richtlinie 2013/55/EU (ABl.
L 354 vom 28. Dezember 2013, S. 132, ber. ABl. L 268
vom 15. Oktober 2015, S. 35) geändert worden ist, in
ihrer jeweils geltenden Fassung entspricht. Die Be -
rufs erfahrung ist nicht erforderlich, wenn der Ab-
schluss einer reglementierten Ausbildung im Sinne
von Artikel 3 Buchstabe e der Richtlinie 2005/36/EG
nachgewiesen wird. 

Für die Genehmigung nach Satz 1 müssen die übrigen
Anforderungen an die Befähigungs- oder Ausbildungs-
nachweise nach Artikel 13 der Richtlinie 2005/36/EG er-
füllt sein; dabei sind Ausbildungsgänge oder -nachweise
im Sinne der Artikel 3 Absatz 3 und Artikel 12 der
Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt. Satz 1 bis 3 gilt ent-
sprechend für einen nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten Staat. 

(4) Wenn sich die Berufsqualifikation im Sinne von Arti-
kel 14 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG wesentlich von
den Anforderungen nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 unter-
scheidet, kann die antragstellende Person zu Ausgleichs-
maßnahmen in Form eines höchstens dreijährigen Anpas-
sungslehrgangs oder einer Eignungsprüfung verpflichtet
werden, um wesentliche Abweichungen in den Ausbil-
dungsinhalten des Stu diums nach § 1 Absatz 1 Nummer 1
auszugleichen. Entspricht der Ausbildungsnachweis dem
Qualifikationsniveau von Artikel 11 Buch stabe a der
Richtlinie 2005/36/EG, müssen ein Anpassungslehrgang
und eine Eignungsprüfung abgelegt werden. In den Fällen
von Artikel 11 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG er-
folgt die Überprüfung der Fähigkeiten durch Eignungs-
prüfung. Im Übrigen hat die antragstellende Person die
Wahl zwischen der Teil nahme an einem Anpassungslehr-
gang oder einer Eignungsprüfung. Die Ingenieurkammer
entscheidet ab schließend, ob nach Durchführung der Aus-
gleichsmaßnahme die Voraussetzungen für die Anerken-
nung der Berufsqualifika tion vorliegen. 

(5) Die Ingenieurkammer prüft vor der Entscheidung
über die Ausgleichsmaßnahme, ob die durch Berufs -
praxis oder „lebenslanges Lernen“ erworbenen Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Kompetenzen, die hierfür von 
einer einschlägigen Stelle formell als gültig anerkannt
wurden, wesentliche Unterschiede in den Ausbildungs -
inhalten des Studiums nach Absatz 4 Satz 1 ausgleichen;
ist dies der Fall, ist eine Ausgleichsmaßnahme nicht er-
forderlich. Ist eine Ausgleichmaßnahme erforderlich,
sind Art und Umfang der Maßnahme zu begründen; ins-
besondere ist mitzuteilen: 
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1. Das Niveau der verlangten und der vorgelegten Berufs-
qualifikation nach Artikel 11 der Richtlinie 2005/36/EG, 

2. die wesentlichen Unterschiede gegenüber der ent -
sprechenden Berufsbefähigung nach § 1 Absatz 1
Nummer 1, 

3. die Gründe, aus denen diese Unterschiede nicht durch
die nachgewiesenen Kenntnisse, Fähigkeiten und
Kompetenzen ausgeglichen werden können. 

Ist eine Eignungsprüfung erforderlich, muss diese inner-
halb von sechs Monaten nach Bestandskraft ihrer Aufer-
legung oder nach Zugang der Entscheidung der antrag-
stellenden Person nach Absatz 4 Satz 4 bei der Inge -
nieurkammer abgelegt werden können. Hierfür erstellt
die Kammer ein Verzeichnis der Sachgebiete, in denen
wesentliche Unterschiede im Sinne von Absatz 4 Satz 1
festgestellt wurden. Die Prüfung erstreckt sich auf ausge-
wählte Sachgebiete, deren Kenntnis eine wesentliche
Voraussetzung für die Führung der Berufsbezeichnung
darstellt. Die höchstens dreijährigen Anpassungslehrgän-
ge erfolgen durch Ausübung des Berufs unter der Verant-
wortung eines qualifizierten Berufsangehörigen, gegebe-
nenfalls verbunden mit einer Zusatzausbildung, und wer-
den abschließend durch die Ingenieurkammer bewertet. 

(6) Das Genehmigungsverfahren muss spätestens drei
Monate nach Vorlage der vollständigen Unterlagen der
antragstellenden Person durch eine begründete Entschei-
dung abgeschlossen sein. Diese Frist kann in Fällen,
welche die Anerkennung der Ausbildungsnachweise
oder der Berufserfahrung betrifft, um einen Monat ver-
längert werden. Die Frist beginnt mit Eingang der voll-
ständigen Unterlagen. Die Ingenieurkammer bestätigt
binnen eines Monats den Empfang der Unterlagen und
teilt gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. Die
Kammer kann bei der Erteilung der Genehmigung nur
die in Anhang VII der Richtlinie 2005/36/EG genannten
Unterlagen und Bescheinigungen verlangen; die in An-
hang VII Nummer 1 Buchstabe d, e und f aufgeführten
Unterlagen dürfen nicht älter als drei Monate sein. Das
Verfahren kann elektronisch geführt werden. Im Fall be-
gründeter Zweifel und soweit unbedingt geboten können
beglaubigte Kopien verlangt werden. Eine Aufforderung
zur Vorlage von beglaubigten Kopien gilt nicht als Auf-
forderung zur Vorlage fehlender Dokumente. Gegen die
Entscheidung der Ingenieurkammer kann der Antragstel-
ler unmittelbar Klage beim Verwaltungsgericht erheben.

(7) Das Verfahren kann mit Ausnahme der Durchfüh -
rung von Ausgleichsmaßnahmen nach Absatz 4 über ei-
nen Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des Ge -
setzes über Einheitliche Ansprechpartner für das Land
Baden-Württemberg abgewickelt werden; die §§ 71 a bis
71 e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes finden An -
wendung. Satz 1 gilt für das Verfahren nach § 4 Absatz 2
entsprechend. 
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§ 4

Auswärtige Dienstleister

(1) Personen aus einem anderen Staat, die in Baden-
Württemberg vorübergehende und gelegentliche Dienst-
leistungen als Ingenieur erbringen (auswärtige Dienst-
leister), dürfen die in § 1 genannte Berufsbezeichnung
ohne Genehmigung führen, wenn sie 

1. in einem anderen Mitgliedstaat, Vertragsstaat oder
nach dem Recht der Europäischen Union gleichge-
stellten Staat zur Ausübung desselben Berufs recht-
mäßig niedergelassen sind und 

2. diesen Beruf mindestens ein Jahr während der vergan-
genen zehn Jahre in einem der in Nummer 1 genann-
ten Staaten rechtmäßig ausgeübt haben; diese Bedin-
gung gilt nicht, wenn der Beruf oder die Ausbildung
zu diesem Beruf im Niederlassungsstaat reglementiert
ist. 

(2) Auswärtigen Dienstleistern steht das Recht zum Füh -
ren der Berufsbezeichnung nur zu, wenn sie das erstma-
lige Erbringen der Dienstleistung vorher bei der Inge -
nieurkammer anzeigen und dabei Nachweise zu den in
Absatz 1 genannten Voraussetzungen vorlegen. Sie ha-
ben die Anzeige einmal jährlich zu erneuern, wenn sie
beabsichtigen, während des betreffenden Jahres in Ba-
den-Württemberg Dienstleistungen nach Absatz 1 zu er-
bringen. Sie werden in ein besonderes Verzeichnis einge-
tragen. Hierüber ist ihnen eine Bescheinigung auszustel-
len, aus der sich auch die Berechtigung zum Führen der
Berufsbezeichnung ergibt. Einer Anzeige bedarf es nicht,
wenn auswärtige Dienstleister bereits über eine Beschei-
nigung einer anderen zuständigen Stelle in der Bundes -
republik verfügen.

§ 5

Europäischer Berufsausweis

(1) Der Europäische Berufsausweis ist eine elektronische
Bescheinigung entweder zum Nachweis, dass der Be -
rufs angehörige sämtliche notwendigen Voraussetzungen
für die vorübergehende und gelegentliche Erbringung
von Dienstleistungen in einen Aufnahmemitgliedstaat
erfüllt, oder zum Nachweis der Anerkennung von Be -
rufs qualifikationen für die Niederlassung in einem Auf-
nahmemitgliedstaat. 

(2) Die Ingenieurkammer ist zuständige Behörde im Sin-
ne der Artikel 4 a bis 4 e der Richtlinie 2005/36/EG. Das
Verfahren richtet sich nach den Artikeln 4 a bis 4 e der
Richtlinie 2005/36/EG und den hierzu erlassenen Durch-
führungsrechtsakten. 

(3) Der Europäische Berufsausweis stellt die Anzeige
nach § 4 Absatz 2 dar. Für die Zwecke der Niederlassung
begründet die Ausstellung eines Europäischen Berufs-
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ausweises kein automatisches Recht zum Führen der in 
§ 1 Absatz 1 genannten Berufsbezeichnung. 

§ 6 

Vorwarnmechanismus, Statistik

(1) Die Ingenieurkammer ist zuständige Stelle für ein-
und ausgehende Meldungen im Sinne von Artikel 56 a
Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG, soweit Berufsan-
gehörige betroffen sind (Vorwarnmechanismus); dies
gilt nicht, soweit durch Gesetz oder aufgrund eines Geset-
zes abweichende Zuständigkeiten bestehen. Das Verfahren
richtet sich nach § 12 Absatz 7 des Berufsqualifikations-
feststellungsgesetzes Baden-Württemberg (BQFG-BW).

(2) Über die Verfahren zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit ausländischer Berufsqualifikationen nach diesem
Gesetz wird eine Landesstatistik gemäß § 16 BQFG-BW
geführt. 

(3) Im Übrigen findet das Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetz Baden-Württemberg keine Anwendung. 

§ 7

Zuständige Stelle

Zuständige Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist die In-
genieurkammer. Sie hat auch die nach Artikel 8 und Ar-
tikel 56 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2005/36/EG erfor-
derliche Amtshilfe und Verwaltungszusammenarbeit mit
Behörden anderer Mitglied- und Vertragsstaaten zu leis -
ten, die entsprechenden Auskünfte zu erteilen und die
notwendigen Bescheinigungen auszustellen. 

§ 8

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer, ohne nach §§ 1 oder 3
berechtigt zu sein, die Berufsbezeichnung „Ingenieu-
rin“ oder „Ingenieur“ allein oder in einer Wortverbin-
dung führt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis
zu 25 000 Euro geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten für
Verfahren nach diesem Gesetz ist die Ingenieurkammer. 

§ 9

Ausführungsvorschriften

Das Finanz- und Wirtschaftsministerium wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung zu regeln: 

1. Im Einvernehmen mit dem Wissenschaftsministerium
Inhalt und Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen
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nach Artikel 14 der Richtlinie 2005/36/EG einschließ-
lich der Festlegung eines Anforderungsprofils auf
Grundlage von § 1 Absatz 1 Nummer 1,

2. den Inhalt und das Verfahren zur Ausstellung Eu-
ropäischer Berufsausweise einschließlich der Erstel-
lung von und des Umgangs mit IMI-Dateien im Sinne
des Artikels 4 a Absatz 5 der Richtlinie 2005/36/EG, 

3. Regelungen zum gemeinsamen Ausbildungsrahmen
sowie zu gemeinsamen Ausbildungsprüfungen nach
den Artikeln 49 a und 49 b der Richtlinie 2005/36/EG. 

§ 10

Übergangsvorschrift

Auf Personen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
reits mit einem Studium begonnen hatten, das zu diesem
Zeitpunkt zum Führen der Berufsbezeichnung „Inge -
nieurin“ oder „Ingenieur“ berechtigt hatte, findet § 1 in
seiner bisherigen Fassung Anwendung. 

Artikel 3

Änderung des Ingenieurkammergesetzes

Das Ingenieurkammergesetz in der Fassung vom 28. März
2011 (GBl. S. 145), das zuletzt durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 2013 (GBl. 2014, S. 11) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.   § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

     a)  In Nummer 3 werden nach dem Wort „Ingenieure“
ein Komma und die Wörter „das in § 20 Absatz 2
genannte Verzeichnis sowie in Bereichen mit be-
sonderen Qualifikationsanforderungen Fachlisten“
eingefügt 

     b)  In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch ein
Komma ersetzt. 

     c)  Es wird folgende Nummer 12 angefügt: 

          „12. die ihr nach dem Ingenieurgesetz (IngG) zu-
gewiesenen Aufgaben zu erfüllen.“ 

2.   In § 8 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „zehntau-
send Euro“ durch die Angabe „25 000 Euro“ ersetzt. 

3.   § 9 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

     a)  In Nummer 8 wird der Punkt am Ende durch ein
Komma ersetzt. 

     b)  Es werden folgende Nummern 9 bis 11 angefügt: 

          „9.  die Fortbildungsordnung, 

          10.  das vor der vorübergehenden Dienstleistungs-
erbringung nach § 20 zu beachtende Verfahren, 
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          11.  die Anordnung, Durchführung und Bewer-
tung von Ausgleichsmaßnahmen nach § 3 Ab-
satz 4 und 5 IngG.“ 

4.   § 11 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

     „(2) Das Versorgungswerk nach § 21 steht unter der
Aufsicht des Landes, die als Rechtsaufsicht durch
das Finanz- und Wirtschaftsministerium und als Ver-
sicherungsaufsicht durch das Finanz- und Wirt-
schaftsministerium, erforderlichenfalls im gegen -
seitigen Einvernehmen, ausgeübt wird. Für die
Rechtsaufsicht gelten § 118 Absatz 1 und 3 sowie 
§§ 120 bis 125 der Gemeindeordnung entsprechend.
Die Versicherungsaufsicht hat im Rahmen der Über-
wachung der ordnungsgemäßen Durchführung des
Geschäftsbetriebs des Versorgungswerks und zur
ausreichenden Wahrung der Belange der Mitglieder
darauf zu achten, dass das Versorgungswerk jeder-
zeit in der Lage ist, seine Verpflichtungen gegenüber
den Mitgliedern zu erfüllen, dass es ausreichende
versicherungstechnische Rücklagen bildet, sein Ver-
mögen in entsprechend geeignete Vermögenswerte
anlegt, die kaufmännischen Grundsätze hinsichtlich
Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle ein-
hält, eine ausreichende Kapitalausstattung vorhält
und die Grundlagen seines Geschäftsplans erfüllt.
Zur Erreichung dieser Ziele der Versicherungsauf-
sicht wird das Finanz- und Wirtschaftsministerium
ermächtigt, eine Rechtsverordnung zu erlassen, die
die nähere inhaltliche Ausgestaltung dieser Ge-
schäftsführungs- und Aufsichtsgrundsätze regelt, ins-
besondere Bestimmungen enthält 

     1.  zu den Grundlagen des Geschäftsbetriebs, 

     2.  zur Kapitalausstattung, 

     3.  zur Vermögensanlage, 

     4.  zur Rechnungslegung und Berichterstattung, 

     5.  zur Jahresabschlussprüfung, 

     6.  zu den Befugnissen der Versicherungsaufsicht, 

     7.  zu den Kosten der Versicherungsaufsicht.“ 

5.   § 15 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

     „(2) Die Berufsbezeichnung ‚Beratender Ingenieur‘
darf unbeschadet der Bestimmung des § 20 nur
führen, wer als Person oder Gesellschaft in die bei
der Kammer zu führende Liste der Beratenden Inge-
nieure eingetragen ist.“ 

6.   § 16 wird wie folgt geändert: 

     a)  Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

     b)  Absatz 2 wird aufgehoben. 
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7.   § 17 wird wie folgt geändert: 

     a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

          aa)  In Nummer 2 werden die Wörter „Gesetz zum
Schutze der Berufsbezeichnung ‚Ingenieur‘ “
durch das Wort „Ingenieurgesetz“ ersetzt. 

          bb) Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 

                 „Satz 1 Nummer 3 gilt nicht, wenn eine prak-
tische Tätigkeit nach dem Recht der Europä -
ischen Union nicht gefordert werden darf. Ei-
ne praktische Tätigkeit, die in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union (Mit-
gliedstaat), einem Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum
(Vertragsstaat) oder einem nach dem Recht
der Europäischen Union gleichgestellten Staat
absolviert wurde, ist anzurechnen.“ 

     b)  Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5
eingefügt: 

          „(4) Die Gesellschaft hat zur Deckung der sich aus
ihrer Tätigkeit ergebenden Haftpflichtgefahren eine
Berufshaftpflichtversicherung abzuschließen und
für die Dauer ihrer Eintragung in das Verzeichnis
aufrechtzuerhalten. Die Berufshaftpflichtversiche-
rung muss eine fünfjährige Nachhaftung vorsehen.
Die Mindestversicherungssumme beträgt für je-
den Versicherungsfall 1 500 000 Euro für Perso-
nenschäden und 300 000 Euro für Sach- und Ver-
mögensschäden. Die Leistungen des Versicherers
für alle innerhalb eines Versicherungsjahres ver-
ursachten Schäden können auf den mit der Zahl
der Gesellschafter vervielfachten Betrag der Min-
destversicherungssumme begrenzt werden, müssen
jedoch mindestens den dreifachen Betrag der Min-
destversicherungssumme erreichen. Die Ingenieur-
kammer überwacht das Bestehen eines ausreichen-
den Versicherungsschutzes. Sie ist zuständige Stel-
le im Sinne des § 117 Absatz 2 des Versicherungs-
vertragsgesetzes. 

          (5) Mit dem Antrag auf Eintragung der Gesell-
schaft ist eine öffentlich beglaubigte Ausfertigung
des Gesellschaftsvertrages oder der Satzung vor-
zulegen und die Anmeldung zum Handelsregister
nachzuweisen. Änderungen des Gesellschaftsver-
trages oder der Satzung sind der Ingenieurkammer
unverzüglich anzuzeigen. Der Eintragungsaus-
schuss hat dem Registergericht mitzuteilen, ob die
im Handelsregister einzutragende Gesellschaft die
Voraussetzungen zur Eintragung in die Liste der
Beratenden Ingenieure erfüllt.“ 

     c)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6 und wie
folgt gefasst: 

          „(6) Das Verfahren kann mit Ausnahme der Durch-
führung von Ausgleichsmaßnahmen nach § 3 Ab-
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satz 5 IngG über einen Einheitlichen Ansprech-
partner im Sinne des Gesetzes über Einheitliche
Ansprechpartner für das Land Baden-Württemberg
abgewickelt werden; die §§ 71 a bis 71 e des Lan-
desverwaltungsverfahrensgesetzes finden Anwen-
dung. Satz 1 gilt entsprechend für das Verfahren
nach § 20 Absatz 2.“ 

8.   Nach § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

                                              „§ 17 a 

                           Partnerschaftsgesellschaften

     (1) Eine Partnerschaftsgesellschaft im Sinne des Part-
nerschaftsgesellschaftsgesetzes (PartGG) mit Sitz in
Baden-Württemberg darf unter Führung der Berufsbe-
zeichnung nach § 15 in ihrem Namen nur dann tätig
sein, wenn sie mindestens einen Beratenden Inge -
nieur als Partner hat und in die Liste der Beratenden
Ingenieure eingetragen ist. Die Pflicht zur Anmel-
dung hat der zur Führung der Berufsbezeichnung des
§ 15 berechtigte Partner. § 17 Absatz 5 gilt ent -
sprechend. Die Gesellschaft hat das Bestehen einer 
§ 17 Absatz 4 entsprechenden Haftpflichtversiche-
rung nachzuweisen und die für Berufsangehörige
nach § 14 geltenden Berufspflichten zu beachten.
Abweichend von § 17 Absatz 4 Satz 4 können die
Leistungen des Versicherers für alle innerhalb eines
Jahres verursachten Schäden auf den zweifachen Be-
trag der Mindestversicherungssumme begrenzt wer-
den. Die Partnerschaft kann für sich oder die Partner
die Haftung für Ansprüche aus fahrlässig verursach-
ten Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung auch
durch vorformulierte Vertragsbedingungen beschrän-
ken, jedoch nur auf den vierfachen Betrag der Min-
destversicherungssumme für Sach- und Vermögens-
schäden und den einfachen Betrag der Mindestver -
sicherungssumme für Personenschäden nach § 17 Ab-
satz 4 Satz 3. 

     (2) Partnerschaftsgesellschaften mit beschränkter Be-
rufshaftung nach § 8 Absatz 4 PartGG haften für
Verbindlichkeiten aus Schäden wegen fehlerhafter
Berufsausübung nur in Höhe ihres Gesellschaftsver-
mögens, wenn sie zu diesem Zweck eine Berufshaft-
pflichtversicherung entsprechend § 17 Absatz 4 un-
terhalten.“ 

9.   § 20 wird wie folgt gefasst: 

                                               „§ 20 

                              Auswärtige Dienstleister

     (1) Personen aus einem anderen Staat, die in Baden-
Württemberg vorübergehende und gelegentliche Dienst-
leistungen nach § 13 erbringen (auswärtige Dienstleis -
ter), dürfen die Berufsbezeichnung nach § 15 oder eine
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Wortverbindung nach § 16 ohne Eintragung in die
Liste der Beratenden Ingenieure führen, wenn sie 

     1.  in einem anderen Mitgliedstaat, Vertragsstaat
oder nach dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten Staat zur Ausübung desselben
Berufs rechtmäßig niedergelassen sind und 

     2.  diesen Beruf mindestens ein Jahr während der
vorhergehenden zehn Jahre in einem der in Num-
mer 1 genannten Staaten rechtmäßig ausgeübt ha-
ben; diese Bedingung gilt nicht, wenn der Beruf
oder die Ausbildung zu diesem Beruf im Nieder-
lassungsstaat reglementiert ist. 

     Erfüllen Personen die in Satz 1 genannten Voraus-
setzungen nicht, dürfen sie die Berufsbezeichnung
führen, wenn sie über eine gleichwertige Berufsqua-
lifikation im Sinne von § 3 Absatz 2 IngG verfügen. 

     (2) Auswärtigen Dienstleistern steht das Recht zum
Führen der Berufsbezeichnung nur zu, wenn sie das
erstmalige Erbringen der Dienstleistung vorher bei
der Ingenieurkammer anzeigen und dabei Nachweise
zu den in Absatz 1 genannten Voraussetzungen vor-
legen. Sie haben die Anzeige einmal jährlich zu er-
neuern, wenn sie beabsichtigen, während des betref-
fenden Jahres in Baden-Württemberg Dienstleistun-
gen nach Absatz 1 Satz 1 zu erbringen. Sie haben die
Berufspflichten zu beachten und werden in ein be-
sonderes Verzeichnis eingetragen. Hierüber ist ihnen
eine Bescheinigung auszustellen, aus der sich auch
die Berechtigung zum Führen der Berufsbezeich-
nung ergibt. Einer Anzeige bedarf es nicht, wenn
auswärtige Dienstleister bereits über eine Bescheini-
gung einer anderen zuständigen Stelle in der Bundes-
republik Deutschland verfügen. 

     (3) Für Partnerschaften und Kapitalgesellschaften
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.“

10. § 20 a wird wie folgt gefasst: 

                                              „§ 20 a 

                  Anwendung anderer Rechtsvorschriften

     Die §§ 5 und 6 IngG finden entsprechende Anwen-
dung. Für die Zwecke der vorübergehenden Dienst-
leistungserbringung stellt der Europäische Berufs-
ausweis die Anzeige nach § 20 Absatz 2 dar.“ 

11. § 21 wird wie folgt geändert: 

     a)  In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Wirtschaftsmi-
nisteriums“ durch die Wörter „Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums“ ersetzt. 

     b)  In Absatz 5 Satz 4 werden die Wörter „§§ 54 und
54 a des Versicherungsaufsichtsgesetzes anzule-
gen“ durch die Wörter „der Rechtsverordnung
nach § 11 Absatz 2 Satz 4 anzulegen“ ersetzt.
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12. § 22 wird wie folgt geändert: 

     a)  In Absatz 2 wird die Angabe „10 000 Euro“ durch
die Angabe „25 000 Euro“ ersetzt. 

     b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

          „(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten für Verfahren nach diesem Gesetz ist
die Ingenieurkammer.“ 

Artikel 4 

Änderung der Architekteneintragungsverordnung

Die Architekteneintragungsverordnung vom 13. Juli 1999
(GBl. S. 350), die zuletzt durch Artikel 91 der Verord-
nung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 76) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

    a)  In Absatz 1 wird die Angabe „(ArchG)“ gestrichen. 

    b)  In Absatz 2 werden die Wörter „(Architekt, Innen-
architekt, Landschaftsarchitekt oder Landschafts -
architektin oder Stadtplaner)“ durch die Wörter
„(Architektur, Innenarchitektur, Landschaftsarchi-
tektur oder Stadtplanung)“ ersetzt. 

    c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

        aa)  Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

               aaa)  Im einleitenden Satzteil wird die Angabe
„§ 4 Abs. 2 und Abs. 6 ArchG“ durch die
Angabe „§ 4 Absatz 2 und 6 Satz 1 Num-
mer 1 des Architektengesetzes“ ersetzt. 

               bbb) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

                       „b) ein Nachweis über die ordnungsge -
mäße Ableistung der mindestens zwei -
jährigen praktischen Tätigkeit als Ar-
chitekt oder Stadtplaner im Praktikum
im Sinne von § 2 Absatz 2 des Archi-
tektengesetzes, soweit die praktische
Tätigkeit in Baden-Württemberg ab-
geleistet wird oder der Bewerber sich
im Fall des § 4 Absatz 3 Satz 6 des
Architektengesetzes für die Anwen-
dung der Regelungen des § 2 Absatz 2
sowie des § 4 Absatz 3 Satz 3 bis 5
des Architektengesetzes entschieden
hat, im Übrigen über die ordnungs-
gemäße Ableistung der mindestens
zweijährigen praktischen Tätigkeit
nach § 4 Absatz 2 Nummer 2 des Ar-
chitektengesetzes; die Vorbereitung
zum höheren bautechnischen Dienst
gilt als Praktikum im Sinne von § 4
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Absatz 2 Nummer 2 des Architekten-
gesetzes.“ 

        bb) Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

               aaa)  In Buchstabe a wird nach der Angabe
„entsprechen,“ das Wort „und“ eingefügt. 

               bbb) In Buchstabe b wird das Wort „oder“
durch einen Punkt ersetzt. 

               ccc)  Buchstabe c wird aufgehoben. 

        cc)  Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

               „5. a) im Falle des § 4 Absatz 5 des Architek-
tengesetzes die bekannt gemachten oder
als genügend anerkannten Ausbildungs-
nachweise oder Nachweise nach Artikel
23, 48 und 49 der Richtlinie 2005/36/EG
des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 7. September 2005 über die
Anerkennung von Berufsqualifikationen
(ABl. L 255 vom 30. September 2005, 
S. 22, zuletzt ber. ABl. L 305 vom 24. Ok-
tober 2014, S. 115), die zuletzt durch 
die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 354
vom 28. Dezember 2013, S. 132, ber.
ABl. L 268 vom 15. Oktober 2015, S. 35)
geändert worden ist, in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung, 

                     b) im Falle des § 4 Absatz 6 Satz 1 Num-
mer 2 des Architektengesetzes Nachwei-
se, aus denen sich ergibt, dass der Be-
werber in einem anderen Mitgliedstaat,
Vertragsstaat oder nach dem Recht der
Europäischen Union gleichgestellten
Staat rechtmäßig die Berufsbezeichnung
führen darf, oder Nachweise, dass der
Bewerber den Beruf vollzeitlich ein Jahr
lang oder während einer entsprechenden
Gesamtdauer in Teilzeit in den vorherge-
henden zehn Jahren in einem anderen
Mitglied- oder Vertragsstaat, der diesen
Beruf nicht reglementiert, ausgeübt hat,
sofern er im Besitz eines Befähigungs-
oder Ausbildungsnachweises ist, der den
Anforderungen nach Artikel 13 Absatz 2
der Richtlinie 2005/36/EG entspricht.
Die Berufserfahrung ist nicht erforder-
lich, wenn der Abschluss einer regle-
mentierten Ausbildung im Sinne von Ar-
tikel 3 Absatz 1 Buchstabe e der Richt -
linie 2005/36/EG nachgewiesen werden
kann.“ 

        dd) In Nummer 6 wird jeweils die Angabe „§ 4
Abs. 7“ durch die Angabe „§ 4 Absatz 9“ er-
setzt.
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        ee)  Es wird folgende Nummer 8 angefügt: 

               „8. im Falle einer selbständigen oder selbständig
gewerblichen Berufsausübung den Nach weis
einer ausreichenden Berufshaftpflichtver-
sicherung.“ 

    d)  In Absatz 4 wird die Angabe „§ 2 a Abs. 3“ durch
die Angabe „§ 2 a Absatz 3 und 4“ ersetzt. 

    e)  In Absatz 5 Halbsatz 2 werden nach dem Wort
„Satzung“ die Wörter „sowie der Nachweis einer 
§ 2 b Absatz 3 des Architektengesetzes entsprechen-
den Berufshaftpflichtversicherung“ eingefügt. 

2. § 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

    „(2) Der Anzeige für die Eintragung sind beizufügen: 

           1. Ein Nachweis über die Berufsqualifikation; 

           2. ein Nachweis der rechtmäßigen Niederlassung
in dem anderen Staat; 

           3. die Bescheinigung des Niederlassungsstaates,
dass die Berufsausübung nicht, auch nicht vorü-
bergehend, untersagt ist; 

           4. im Falle von § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des
Architektengesetzes den Nachweis der Tätigkeit; 

           5. den Nachweis einer Berufshaftpflichtversiche-
rung im Falle einer selbständigen Tätigkeit. 

    Falls die Berufsbezeichnung mit dem Zusatz ‚frei‘ ge-
führt werden soll, haben die Dienstleister nachzuwei-
sen, dass sie die Anforderungen nach § 2 Absatz 3 des
Architektengesetzes erfüllen.“ 

Artikel 5 

Änderung des Steuerberaterversorgungsgesetzes

Das Steuerberaterversorgungsgesetz vom 16. November
1998 (GBl. S. 609), das zuletzt durch Gesetz vom 16. Ok-
tober 2006 (GBl. S. 293, ber. S. 362) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert: 

1. § 13 wird wie folgt gefasst:

                                              „§ 13 

                     Verwendung und Anlage der Mittel

    Die Mittel des Versorgungswerks dürfen nur zur Be-
streitung der satzungsmäßigen Leistungen und der
notwendigen Verwaltungskosten sowie zur Bildung
der erforderlichen Rückstellungen und Rücklagen ver-
wendet werden und sind unter Beachtung der Rechts-
verordnung nach § 18 Satz 4 anzulegen.“ 

2. In § 17 Absatz 2 werden die Wörter „des Finanzminis -
teriums und des Wirtschaftsministeriums“ durch die
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Wörter „der Rechts- und der Versicherungsaufsicht
gemäß § 18 Satz 1“ ersetzt. 

3. § 18 wird wie folgt gefasst: 

                                              „§ 18 

                                           Aufsicht

    Das Versorgungswerk steht unter der Aufsicht des
Landes, die als Rechtsaufsicht durch das Finanz- und
Wirtschaftsministerium und als Versicherungsaufsicht
durch das Finanz- und Wirtschaftsministerium, erfor-
derlichenfalls im gegenseitigen Einvernehmen, aus-
geübt wird. Für die Rechtsaufsicht gelten § 88 Absatz 3
des Steuerberatungsgesetzes sowie § 118 Absatz 3 und
§§ 120 bis 125 der Gemeindeordnung entsprechend.
Die Versicherungsaufsicht hat im Rahmen der Über-
wachung der ordnungsgemäßen Durchführung des
Geschäftsbetriebs des Versorgungswerks und zur aus-
reichenden Wahrung der Belange der Mitglieder da -
rauf zu achten, dass das Versorgungswerk jederzeit in
der Lage ist, seine Verpflichtungen gegenüber den
Mitgliedern zu erfüllen, dass es ausreichende ver -
sicherungstechnische Rücklagen bildet, sein Vermö-
gen in entsprechend geeignete Vermögenswerte an-
legt, die kaufmännischen Grundsätze hinsichtlich Ver-
waltung, Rechnungslegung und Kontrolle einhält, 
eine ausreichende Kapitalausstattung vorhält und die
Grundlagen seines Geschäftsplans erfüllt. Zur Er -
reichung dieser Ziele der Versicherungsaufsicht wird
das Finanz- und Wirtschaftsministerium ermächtigt,
eine Rechtsverordnung zu erlassen, die die nähere in-
haltliche Ausgestaltung dieser Geschäftsführungs-
und Aufsichtsgrundsätze regelt, insbesondere Bestim-
mungen enthält

    1.  zu den Grundlagen des Geschäftsbetriebs, 

    2.  zur Kapitalausstattung, 

    3.  zur Vermögensanlage, 

    4.  zur Rechnungslegung und Berichterstattung, 

    5.  zur Jahresabschlussprüfung, 

    6.  zu den Befugnissen der Versicherungsaufsicht, 

    7.  zu den Kosten der Versicherungsaufsicht.“ 
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Artikel 6 

Änderung des Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes

Das Rechtsanwaltsversorgungsgesetz vom 10. Dezember
1984 (GBl. S. 671), das zuletzt durch Artikel 62 der Ver-
ordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 72) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 13 wird wie folgt gefasst: 

                                              „§ 13 

                     Verwendung und Anlage der Mittel

    Die Mittel des Versorgungswerks dürfen nur zur Be-
streitung der satzungsmäßigen Leistungen und der
notwendigen Verwaltungskosten sowie zur Bildung
der erforderlichen Rückstellungen und Rücklagen ver-
wendet werden und sind unter Beachtung der Rechts-
verordnung nach § 18 Satz 4 anzulegen.“ 

2. § 18 wird wie folgt gefasst:

                                              „§ 18 

                                           Aufsicht

    Das Versorgungswerk steht unter der Aufsicht des
Landes, die als Rechtsaufsicht durch das Justizminis -
terium und als Versicherungsaufsicht durch das Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium, erforderlichenfalls
im gegenseitigen Einvernehmen, ausgeübt wird. Für
die Rechtsaufsicht gelten § 118 Absatz 1 und 3 sowie
§§ 120 bis 125 der Gemeindeordnung entsprechend.
Die Versicherungsaufsicht hat im Rahmen der Über-
wachung der ordnungsgemäßen Durchführung des
Geschäftsbetriebs des Versorgungswerks und zur aus-
reichenden Wahrung der Belange der Mitglieder dar-
auf zu achten, dass das Versorgungswerk jederzeit in
der Lage ist, seine Verpflichtungen gegenüber den
Mitgliedern zu erfüllen, dass es ausreichende ver -
sicherungstechnische Rücklagen bildet, sein Vermö-
gen in entsprechend geeignete Vermögenswerte an-
legt, die kaufmännischen Grundsätze hinsichtlich Ver-
waltung, Rechnungslegung und Kontrolle einhält, 
eine ausreichende Kapitalausstattung vorhält und die
Grundlagen seines Geschäftsplans erfüllt. Zur Er -
reichung dieser Ziele der Versicherungsaufsicht wird
das Finanz- und Wirtschaftsministerium ermächtigt,
eine Rechtsverordnung zu erlassen, die die nähere in-
haltliche Ausgestaltung dieser Geschäftsführungs-
und Aufsichtsgrundsätze regelt, insbesondere Bestim-
mungen enthält 

    1.  zu den Grundlagen des Geschäftsbetriebs, 

    2.  zur Kapitalausstattung, 

    3.  zur Vermögensanlage, 
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    4.  zur Rechnungslegung und Berichterstattung, 

    5.  zur Jahresabschlussprüfung, 

    6.  zu den Befugnissen der Versicherungsaufsicht, 

    7.  zu den Kosten der Versicherungsaufsicht.“ 

Artikel 7 

Änderung des Notarversorgungsgesetzes

Das Notarversorgungsgesetz vom 10. Februar 2015
(GBl. S. 89, 90) wird wie folgt geändert: 

1. § 14 wird wie folgt gefasst: 

                                              „§ 14 

                     Verwendung und Anlage der Mittel

    Die Mittel des Versorgungswerks dürfen nur zur Be-
streitung der satzungsmäßigen Leistungen und der
notwendigen Verwaltungskosten sowie zur Bildung
der erforderlichen Rückstellungen und Rücklagen ver-
wendet werden und sind unter Beachtung der Rechts-
verordnung nach § 18 Absatz 1 Satz 4 anzulegen.“ 

2. § 18 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

    „(1) Das Versorgungswerk steht unter der Aufsicht
des Landes, die als Rechtsaufsicht durch das Justizmi-
nisterium und als Versicherungsaufsicht durch das Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium, erforderlichenfalls
im gegenseitigen Einvernehmen, ausgeübt wird. Für
die Rechtsaufsicht gelten § 118 Absatz 1 und 3 sowie
§§ 120 bis 125 der Gemeindeordnung entsprechend.
Die Versicherungsaufsicht hat im Rahmen der Über-
wachung der ordnungsgemäßen Durchführung des
Geschäftsbetriebs des Versorgungswerks und zur aus-
reichenden Wahrung der Belange der Mitglieder dar-
auf zu achten, dass das Versorgungswerk jederzeit in
der Lage ist, seine Verpflichtungen gegenüber den
Mitgliedern zu erfüllen, dass es ausreichende ver -
sicherungstechnische Rücklagen bildet, sein Ver -
mögen in entsprechend geeignete Vermögenswerte
anlegt, die kaufmännischen Grundsätze hinsichtlich
Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle einhält,
eine ausreichende Kapitalausstattung vorhält und die
Grundlagen seines Geschäftsplans erfüllt. Zur Er -
reichung dieser Ziele der Versicherungsaufsicht wird
das Finanz- und Wirtschaftsministerium ermächtigt,
eine Rechtsverordnung zu erlassen, die die nähere in-
haltliche Ausgestaltung dieser Geschäftsführungs-
und Aufsichtsgrundsätze regelt, insbesondere Bestim-
mungen enthält 

    1.  zu den Grundlagen des Geschäftsbetriebs, 

    2.  zur Kapitalausstattung, 
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    3.  zur Vermögensanlage, 

    4.  zur Rechnungslegung und Berichterstattung, 

    5.  zur Jahresabschlussprüfung, 

    6.  zu den Befugnissen der Versicherungsaufsicht, 

    7.  zu den Kosten der Versicherungsaufsicht.“ 

Artikel 8 

Änderung des Gesetzes über die 
Landeskreditbank Baden-Württemberg – Förderbank –

§ 3 Absatz 5 des Gesetzes über die Landeskreditbank Ba-
den-Württemberg – Förderbank – vom 11. November
1998 (GBl. S. 581), das zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 16. Dezember 2014 (GBl. S. 777) geändert
worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„Die Bank kann Entscheidungen über die Bewilligung
von Förderleistungen im Einvernehmen mit dem jeweils
fachlich zuständigen Ministerium auch ausschließlich
automationsgestützt vornehmen oder ändern, soweit ge-
gen eine so getroffene Entscheidung ein Vorverfahren
gemäß § 68 Absatz 1 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsord-
nung gegeben ist.“ 

Artikel 9 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung
in Kraft, soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist.
Gleichzeitig tritt das Ingenieurgesetz vom 30. März 1971
(GBl. S. 105), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 29. Juli 2014 (GBl. S. 378) geändert worden ist,
außer Kraft. 

(2) Artikel 7 tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Änderung des Bauberufsrechts 

1. Zielsetzung

Dieses Gesetz dient der landesrechtlichen Umsetzung der novellierten Berufsan-
erkennungsrichtlinie 2005/36/EG für die Berufsgruppe der Architekten und Inge-
nieure. Mit der Änderung sollen die Verfahren zur Anerkennung von im Ausland
erworbenen Berufsqualifikationen im Interesse der Betroffenen erleichtert und
beschleunigt werden. Durch die Möglichkeit der elektronischen Übermittlung von
Anträgen und Unterlagen unter Einbeziehung der Behörden des Niederlassungs-
staats können die Antragstellung erleichtert und die Hürden für den Wechsel in
einen anderen Mitgliedstaat abgebaut werden. Da die novellierte Richtlinie eine
erhebliche Lockerung der Voraussetzungen zur Anerkennung ausländischer Be-
rufsqualifikationen vorsieht, wird durch die Einführung von Ausgleichsmaßnah-
men ein Korrektiv geschaffen, um festgestellte Ausbildungsdefizite von Migran-
ten kompensieren zu können. 

In diesem Zusammenhang werden auch weitere berufsrechtliche Vorschriften
überarbeitet und an die Entwicklungen der Berufspraxis angepasst. Dies betrifft
etwa die Aufnahme beziehungsweise Aktualisierung typischer Berufsaufgaben
von Architekten und Ingenieuren, die Überarbeitung der Regelungen zum Schutz
der Berufsbezeichnung „Ingenieur“ sowie die Ergänzung der den beiden Berufs-
kammern zugewiesenen Aufgaben. Daneben sollen im Sinne des Verbraucher-
schutzes die gesetzlichen Bestimmungen zur Versicherungspflicht von Berufsge-
sellschaften von Architekten und Beratenden Ingenieuren überarbeitet und die
Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung für beide Berufsgrup-
pen landesrechtlich eingeführt werden. 

2. Inhalt

Der Gesetzentwurf zur Änderung des Bauberufsrechts umfasst Änderungen zum
Architektengesetz (Artikel 1), die Neufassung des Ingenieurgesetzes (Artikel 2),
Änderungen zum Ingenieurkammergesetz (Artikel 3) und zur Architekteneintra-
gungsverordnung (Artikel 4). Im Interesse einer bundesweit harmonisierten No-
vellierung der landesrechtlichen Bauberufsgesetze orientiert sich das vorliegende
Änderungsgesetz im Hinblick auf das Architektenrecht an Empfehlungen, die von
einer Projektgruppe im Auftrag der Bauministerkonferenz erarbeitet wurden
(Fortschreibung des sogenannten Muster-Architektengesetzes), im Hinblick auf
das Ingenieurrecht an Arbeitsergebnissen eines von der Wirtschaftsministerkonfe-
renz eingesetzten Länderarbeitskreises. 

Zur Umsetzung der EU-Vorgaben enthält das Gesetz im Wesentlichen folgende
Änderungen: 

•   Vorhalteregelungen zur Einführung des Europäischen Berufsausweises durch
Durchführungsrechtsakt der Europäischen Kommission; hierdurch können die
für die Anerkennung der Berufsqualifikation erforderlichen Nachweise bereits
bei den Behörden im Heimatmitgliedstaat eingereicht werden (Artikel 4 a der
Richtlinie 2005/36/EG); 

•   Neuregelungen zum sogenannten Vorwarnmechanismus zur gegenseitigen In-
formation der Mitgliedstaaten über die gerichtlich festgestellte Verwendung
von gefälschten Berufsqualifikationsnachweisen im Anerkennungsverfahren
(Artikel 56 a der Richtlinie 2005/36/EG); 
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•   Neuregelung der Voraussetzungen zur Anerkennung ausländischer Berufsquali-
fikationen und Einführung von Ausgleichsmaßnahmen (Anpassungslehrgänge
oder Eignungsprüfungen) zur Kompensation eines festgestellten Ausbildungs-
defizits des Migranten; zu berücksichtigen sind hierbei auch Berufs er fahrung
sowie durch „lebenslanges Lernen“ erworbene Kompetenzen (Artikel 13 und 14
der Richtlinie 2005/36/EG); 

•   Möglichkeit einer elektronischen Übermittlung von Anträgen und Unterlagen
im Anerkennungsverfahren; im Regelfall ist die Vorlage unbeglaubigter Ko -
pien ausreichend, die technische Realisierung soll über das Portal service-bw
erfolgen (Artikel 57 a der Richtlinie 2005/36/EG); 

•   Überarbeitung der Eintragungsvoraussetzungen für inländische Architekten
und Stadtplaner im Hinblick auf die berufspraktische Tätigkeit (Archi tekt/
Stadtplaner im Praktikum), die künftig auch im Ausland absolviert werden
kann (Artikel 21, 46 und 55 a der Richtlinie 2005/36/EG). 

Ferner sind folgende Änderungen vorgesehen, um eine praxistaugliche Handha-
bung der Anerkennungsverfahren sicherzustellen und die notwendige Harmoni-
sierung des Architekten- und Ingenieurrechts der Länder zu erreichen: 

•   Aktualisierung der gesetzlichen Berufsaufgaben von Architekten und Stadtpla-
nern zur bundesweiten Harmonisierung und Aufnahme von Regelungen zu be-
rufsbildprägenden Tätigkeiten von Ingenieuren, um für die Anerkennung aus-
ländischer Qualifikationen eine Vergleichbarkeit der beruflichen Tätigkeiten
sicherzustellen (§ 1 des Architektengesetzes und § 2 des Ingenieurgesetzes); 

•   Aufnahme von Verordnungsermächtigungen, um zur praktischen Umsetzung
der Gleichwertigkeitsprüfungen bei ausländischen Berufsqualifikationen bei
Bedarf zügig Konkretisierungen vornehmen zu können (§ 29 Nummer 3 des
Architektengesetzes und § 9 Nummer 1 des Ingenieurgesetzes); 

•   Überarbeitung der Regelungen zum Schutz der Berufsbezeichnung „Inge nieur“
(§ 1 des Ingenieurgesetzes); 

•   Übertragung der Zuständigkeit zur Anerkennung ausländischer Ingenieursqua-
lifikationen von den Regierungspräsidien auf die Ingenieurkammer (§ 7 des In-
genieurgesetzes); 

•   Übertragung der Zuständigkeit zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach
dem Architektengesetz, dem Ingenieurgesetz und dem Ingenieurkammergesetz
auf die Architektenkammer bzw. die Ingenieurkammer (§ 28 des Architekten-
gesetzes, § 8 des Ingenieurgesetzes und § 22 des Ingenieurkammergesetzes); 

•   Einführung der Partnerschaftsgesellschaft für Beratende Ingenieure sowie der
Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung für Architekten und
Beratende Ingenieure (§ 2 a des Architektengesetzes, § 17 a des Ingenieurkam-
mergesetzes); 

•   Überarbeitung und Vereinheitlichung von Regelungen zur gesetzlichen Versiche-
rungspflicht von Berufsgesellschaften (§§ 2 a und 2 b des Architektengesetzes so-
wie §§ 17 und 17 a des Ingenieurkammergesetzes). 

3. Wesentliche Ergebnisse des Nachhaltigkeitschecks 

Die erleichterte Anerkennung von im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen
und die elektronische Verfahrensabwicklung ermöglichen eine bürgerorientierte
und einfache Verwaltung. Zugleich kann die Integration von ausländischen Fach-
kräften in den baden-württembergischen Arbeitsmarkt in einer qualifikations -
nahen Beschäftigung erleichtert werden. Die Neuregelungen im Bereich der Be-
rufsgesellschaften verbessern die Wettbewerbsfähigkeit baden-württembergischer
Architekten und Ingenieure und dienen dem Verbraucherschutz. Weder für das
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Land noch für die Berufskammern ist mit finanziellen Auswirkungen zu rechnen,
da die Kammern für die Anerkennungsverfahren kostendeckende Gebühren erhe-
ben können. 

II. Änderung des Versicherungsaufsichtsrechts 

1. Ausgangslage, Anlass und Inhalt des Gesetzes 

Unter der Versicherungsaufsicht des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft
stehen in Baden-Württemberg derzeit die Versorgungswerke der Rechtsanwälte,
Steuerberater, Architekten und Ingenieure. Ab 1. Januar 2018 kommt das noch zu
gründende Versorgungswerk der Notarkammer Baden-Württemberg hinzu. Für
die Ausübung der Versicherungsaufsicht über die Versorgungswerke der Freien
Berufe in Baden-Württemberg existieren derzeit keine detaillierten landesrecht -
lichen Vorgaben, vielmehr wird auf bundesrechtliche Regelungen des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes (VAG) verwiesen. Gesetzlich ist festgeschrieben, dass es
eine Rechts- und eine Versicherungsaufsicht gibt. Die Rechtsaufsicht überwacht
die ordnungsgemäße Durchführung des Geschäftsbetriebs einschließlich der Ein-
haltung der aufsichtsrechtlichen Vorgaben, auch bezüglich einzelner Versiche-
rungsverhältnisse. Die Versicherungsaufsicht überwacht als Finanzaufsicht die
dauernde Erfüllbarkeit der Renten und Anwartschaften, insbesondere im Hinblick
auf die Bildung ausreichender Rückstellungen und die Risikotragfähigkeit der
Versorgungswerke.

Das VAG wurde durch die Umsetzung der europäischen Vorgaben zur Reform des
Versicherungsaufsichtsrechts (Solvency II) vollständig überarbeitet und tritt zum
1. Januar 2016 in Kraft (BGBl. I 2015, 434). Die neue Fassung folgt einer anderen
Systematik als die derzeit noch gültige, so dass die landesrechtlichen dynamischen
Verweise keine bundesrechtliche Entsprechung mehr haben werden. Im Bereich
der Finanzmarktregelungen kann es aufgrund europäischer Regulierungsbestre-
bungen häufiger zu Gesetzesänderungen kommen. Dies betrifft auch das VAG und
kann dazu führen, dass gegebenenfalls wiederum landesrechtliche Gesetzesände-
rungen wegen nicht mehr zutreffender Verweise erforderlich würden. Durch die
Einführung einer Verordnungsermächtigung zum Erlass einer Versicherungsauf-
sichtsverordnung soll eine transparente Aufsichtsstruktur geschaffen werden, die
die bereits praktizierten Aufsichtsvorgaben in einer Verordnung zusammenfasst,
ohne dass es eines Verweises auf bundesrechtliche Vorgaben bedarf.

Zudem bedürfen die Vorgaben zur Verwendung und Anlage der Mittel der Ver-
sorgungswerke einer Anpassung. Derzeit ist in § 13 des Steuerberaterversor-
gungsgesetzes (StBVG) und in § 21 Absatz 5 Satz 4 des Ingenieurkammergeset-
zes (IngKammG) für die Vermögensanlage noch ein Verweis auf § 54 a VAG
festgelegt, der nun an die geänderte Rechtslage angepasst werden soll. Mit Außer-
krafttreten von § 54 a VAG zum 1. Januar 2002 wurde diese Regelung durch den
Bundesgesetzgeber durch die Anlageverordnung ersetzt. Den Versorgungswerken
unter der Aufsicht des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft wurde durch die
Versicherungsaufsicht die Vermögensanlage nach Maßgabe der Anlageverord-
nung gestattet. Auch nach der Überarbeitung der Anlageverordnung in diesem
Jahr bilden deren Vorgaben einen Handlungsrahmen, der eine ausreichende 
Sicherheit der Vermögensanlage für die Versorgungswerke gewährleistet. Für die
Vermögensanlage der Versorgungswerke soll in der geplanten Versicherungsauf-
sichtsverordnung daher weiterhin die Anlageverordnung maß geb lich sein.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden im Architektengesetz, im Ingenieur-
kammergesetz, im Steuerberaterversorgungsgesetz, im Rechtsanwaltsversor-
gungsgesetz und im Notarversorgungsgesetz die Ziele der Versicherungsaufsicht
definiert und eine Verordnungsermächtigung für das Ministerium für Finanzen
und Wirtschaft eingeführt, um die nähere inhaltliche Ausgestaltung der Versiche-
rungsaufsichtsgrundsätze zu regeln. Die Verordnung soll Bestimmungen enthal-
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ten zu den Grundlagen des Geschäftsbetriebs, zur Kapitalausstattung, zur Vermö-
gensanlage, zur Rechnungslegung und Berichterstattung, zur Jahresabschlussprü-
fung, zu den Befugnissen der Versicherungsaufsicht und zu den Kosten der Ver -
sicherungsaufsicht. Die Neuregelung verfolgt das Ziel, die bereits bestehenden
Regelungen für die Versorgungswerke, die sich derzeit entweder aus dem VAG
oder aus landesrechtlichen Vorgaben ergeben, zusammenzufassen, ohne dass es
eines gesetzlichen Verweises auf bundesrechtliche Vorgaben bedarf. Änderungen
hinsichtlich Art und Umfang der Versicherungsaufsicht sind nicht vorgesehen.

2. Wesentliche Ergebnisse des Nachhaltigkeitschecks 

Der Nachhaltigkeitscheck hat unter Berücksichtigung der Grundsätze von Gender
Mainstreaming keine nennenswerten Auswirkungen des Gesetzesvorhabens erge-
ben. Die vorgesehene Gesetzesänderung für die Versicherungsaufsicht soll dazu
dienen, die Möglichkeit zu schaffen, die bestehenden versicherungsaufsichtlichen
Vorgaben in einer Verordnung zusammenzufassen und führt zu keinen wesent -
lichen rechtlichen Änderungen. Die Balance zwischen der eigenverantwortlichen
Wahrnehmung von Selbstverwaltungsaufgaben durch die Freien Berufe und den
aufsichtlichen Erfordernissen bleibt gewahrt. Weder für das Land noch für die
Versorgungswerke ist mit finanziellen Auswirkungen zu rechnen. 

Aspekte der Nachhaltigkeit und der Gleichstellung von Frau und Mann sind von
den vorgesehenen Gesetzesänderungen nicht berührt.

B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1 Änderung des Architektengesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 1 Berufsaufgaben der Architekten und Stadtplaner) 

Zu Absatz 1 bis 4

Mit den Änderungen werden die gesetzlich definierten Berufsaufgaben von Ar-
chitekten und Stadtplanern modernisiert und zur Harmonisierung des Architek-
tenrechts der Länder den Empfehlungen des fortgeschriebenen Muster-Architek-
tengesetzes der Bauministerkonferenz angeglichen. Die in Absatz 2 definierten
Berufsaufgaben von Innenarchitekten werden außerdem um einen klarstellenden
Hinweis zum Umfang ihrer Bauvorlageberechtigung nach § 43 Absatz 3 Nummer 2
der Landesbauordnung (LBO) ergänzt. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 benennt wie bisher Berufsaufgaben, die für alle Fachrichtungen gelten.
Die Ergänzung des Satzes 1 unterstreicht die besondere Sicherheitsrelevanz der
Tätigkeit von Architekten und Stadtplanern. Diese tragen bei vielen Baumaß -
nahmen die abschließende Verantwortung für die Einhaltung von öffentlich-
rechtlichen Anforderungen und damit auch für die Beachtung der Sicherheitsbe-
dürfnisse sowohl der Nutzer baulicher Anlagen als auch der Öffentlichkeit insge-
samt. Ergänzend werden über die unmittelbare Planung und Bauausführung hin-
ausgehende Aufgaben aufgenommen. Damit wird der Entwicklung Rechnung ge-
tragen, dass Bauherren zunehmend eine umfassende Betreuung ihrer Projekte er-
warten, die teilweise weit vor der eigentlichen Planungstätigkeit ansetzt und mit-
unter auch noch nach Übergabe des Vorhabens fortbestehen kann. Die Berufsauf-
gaben umfassen außerdem Tätigkeiten zur Überwachung der Einhaltung öffent-
lich-rechtlicher Vorschriften bei der Planung und Ausführung von Bauvorhaben. 
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Zu Absatz 6 

Absatz 6 verdeutlicht die besondere geistige und schöpferische Qualität des Ar-
chitektenberufs in Abgrenzung zu anderen Berufsbildern, insbesondere gegenüber
überwiegend technischen und handwerklichen Berufen im Bereich des Bau -
wesens. Die Klarstellung erleichtert die Beurteilung der Gleichwertigkeit einer in
einem anderen Staat erworbenen Berufsqualifikation. 

Zu Nummer 2 (§ 2 a Partnerschaften) 

Zu Absatz 1 

Die Angabe von Datum und Fundstelle des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes
als allgemein bekannter Vorschrift ist entbehrlich und zur besseren Lesbarkeit des
Absatzes in der Neufassung nicht mehr enthalten. 

Zu Absatz 3 

Partnerschaftsgesellschaften haben sowohl für sich selbst als auch für die Partner
eine den Voraussetzungen des Absatzes 3 entsprechende Berufshaftpflichtver -
sicherung abzuschließen. 

Zu Absatz 4 

Im Juli 2013 wurde auf Bundesebene für Angehörige freier Berufe die Rechts-
form der Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung (PartGmbB)
eingeführt. Die PartGmbB bietet als neue Variante der bereits bislang zulässigen
Partnerschaftsgesellschaft (PartG) eine wettbewerbsfähige Alternative nicht nur
zur klassischen GmbH, sondern auch zur englischen Limited Liability Partnership
(LLP). Die neue Gesellschaftsform ermöglicht es, die Haftung für Verbindlich-
keiten der Gesellschaft aus Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung auf das
Gesellschaftsvermögen zu beschränken, wenn die Partnerschaft eine zu diesem
Zweck abgeschlossene Berufshaftpflichtversicherung unterhält. Für andere Ver-
bindlichkeiten, insbesondere aus Miet- oder Arbeitsverträgen, haften neben dem
Vermögen der Partnerschaft auch weiterhin die Partner. 

Um die bundesrechtliche Gesellschaftsform auch baden-württembergischen Archi-
tekten und Stadtplanern zu eröffnen, ist eine entsprechende Umsetzung im Archi-
tektengesetz erforderlich. Dies soll mit dem neu eingefügten Absatz 4 erfolgen. Da
bei der PartGmbB im Gegensatz zur Partnerschaftsgesellschaft im Schadensfall nur
das Gesellschaftsvermögen haftet und ein Durchgriff auf die Partner selbst ausge-
schlossen ist, kann im Sinne des Verbraucherschutzes die Jahreshöchstleistung des
Versicherers nur in geringerem Umfang beschränkt werden als bei der Partner-
schaftsgesellschaft. Konkret sollen deshalb die Versicherungsleistungen für alle in-
nerhalb eines Jahres verursachten Schäden mit der Anzahl der Partner steigen, zu-
mindest jedoch den dreifachen Betrag der Mindestversicherungssumme erreichen.
Geschäftsführer, die selbst keine haftungsrelevanten Architektenleistungen erbrin-
gen, bleiben dagegen unberücksichtigt. Da nach Auskunft der Architektenkammer
unter ihren Mitgliedern Büros mit maximal drei Partnern ganz eindeutig über -
wiegen und zudem eine dreifache Maximierung der Versicherungssumme von Ver-
sicherungsunternehmen vielfach ohne Prämienerhöhung angeboten wird, ist die
vorgesehene Regelung auch praxisgerecht. Insbesondere kann auf diese Weise auch
bei großen Partnerschaftsgesellschaften sichergestellt werden, dass zu Lasten des
Verbrauchers keine ungenügend versicherten Haftungsrisiken entstehen. 
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Zu Nummer 3 (§ 2 b Berufsgesellschaft als Kapitalgesellschaft) 

Bislang gilt für Berufsgesellschaften in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft
lediglich die allgemeine Verpflichtung in § 17 Satz 2, die einen „ausreichenden“
Versicherungsschutz entsprechend der Berufsordnung fordert. Dementsprechend
ist der Nachweis einer Berufshaftpflichtversicherung für Kapitalgesellschaften
auch keine Voraussetzung zur Eintragung in das Gesellschaftsverzeichnis. Als
Verstoß gegen die Berufsordnung kann eine fehlende Haftpflichtversicherung
zwar berufsgerichtlich geahndet werden, das Verfahren ist aber zeitaufwändiger
und weniger effektiv, als dies bei Versagung der Eintragung der Fall wäre. Dem-
gegenüber besteht für Partnerschaftsgesellschaften nach § 2 a Absatz 3 eine ge-
setzliche Versicherungspflicht, die über § 1 Absatz 4 der Architekteneintragungs-
verordnung auch Eintragungsvoraussetzung ist. 

Zur Stärkung des Verbraucherschutzes soll nun entsprechend der Regelung für
Partnerschaftsgesellschaften in § 2 a Absatz 3 und 4 auch für Kapitalgesellschaf-
ten eine gesetzliche Regelung zum Versicherungsschutz in einem neuen Absatz 3
aufgenommen werden. Dabei sollen im Hinblick auf die Haftungsbeschränkung
die für Partnerschaftsgesellschaften mit beschränkter Berufshaftung geltenden
Regelungen übernommen werden. 

Bei den Änderungen in dem neuen Absatz 7 handelt es sich um Folgeänderungen
zur Neufassung von § 2 a (Partnerschaften) und § 2 b (Berufsgesellschaft als Kapi-
talgesellschaft). 

Zu Nummer 4 (§ 3 Architektenliste) 

Die Ergänzung in Satz 3 trägt dem Umstand Rechnung, dass die Architektenkam-
mer in bestimmten Fachbereichen, in denen besondere Qualifikationsanforderun-
gen erforderlich sind, Fachlisten eingerichtet hat, in denen sich Architekten und
Stadtplaner, die über eine entsprechende fachliche Qualifikation verfügen, eintra-
gen lassen können. 

Zu Nummer 5 (§ 4 Voraussetzungen für die Eintragung) 

Die Vorschrift bestimmt, unter welchen Voraussetzungen Architekten und Stadt-
planer im Falle ihrer Niederlassung in Baden-Württemberg in die Architektenliste
eingetragen werden können und durch welche Nachweise die erforderliche fach -
liche Qualifikation von Bewerbern zu belegen ist. 

Zu Absatz 1 

In Satz 1 wird die bisherige Regelung an die Neufassung von § 4 angepasst, in-
haltlich jedoch unverändert fortgeführt. Neu ist die Verpflichtung in Satz 2 zum
Nachweis einer ausreichenden Berufshaftpflichtversicherung bei selbständiger
oder selbständig gewerblicher Berufsausübung, die im Sinne des Verbraucher-
schutzes aufgenommen wird. Bezüglich des Umfangs des Versicherungsschutzes
gilt die entsprechende Regelung in der Berufsordnung. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die fachtheoretischen und berufspraktischen Anforderungen an
die Befähigung von Personen, die ihren Hochschulabschluss an einer deutschen
Hochschule erworben haben, und entspricht der bisherigen Regelung in § 4 Ab-
satz 2. Wie bereits bislang ist für Architekten, Innenarchitekten, Landschaftsar-
chitekten und Stadtplaner ein erfolgreich abgeschlossenes Studium mit einer Ge-
samtregelstudienzeit von mindestens vier Jahren erforderlich. Damit wird der
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Verantwortung des Berufsstandes durch die Deregulierung im öffentlichen Bau-
recht Rechnung getragen. Der erfolgreiche Abschluss eines Bachelor-Studien-
gangs mit einer Regelstudienzeit von acht Semestern berechtigt damit ebenso wie
das Diplom zur Eintragung in die Listen der Architektenkammer. 

Änderungen ergeben sich bei den Anforderungen an die anschließende zweijäh -
rige berufspraktische Tätigkeit, die künftig auch im Ausland absolviert werden
kann, sofern dies bei einer von der Architektenkammer zugelassenen Stelle er-
folgt (siehe Absatz 3). Von der unionsrechtlich durch Artikel 46 Absatz 1 der
Richtlinie 2005/36/EG eröffneten Möglichkeit, in der Fachrichtung Architektur
(Hochbau) im Falle eines fünfjährigen Studiums auf die anschließende berufs -
praktische Tätigkeit zu verzichten, wird dagegen für inländische Absolventen
kein Gebrauch gemacht. Die im Rahmen praktischer Tätigkeit erworbenen Kom-
petenzen können regelmäßig nicht allein durch ein längeres Studium ausgeglichen
werden. Deshalb soll an der bewährten Praxis einer an das Studium anschließen-
den Berufstätigkeit, die unter Aufsicht eines Berufsangehörigen erfolgen muss,
im Interesse der Qualitätssicherung und des Verbraucherschutzes weiterhin fest-
gehalten werden. 

Zu Absatz 3 

In Satz 1 wird die Verweisung auf Artikel 46 der Richtlinie 2005/36/EG an die
aktuelle Richtlinienfassung angepasst. In den Sätzen 7 und 8 neu aufgenommen
wurden die Anforderungen, die an eine im Ausland absolvierte berufspraktische
Tätigkeit gestellt werden. 

Zu Absatz 4 

Die bislang in Absatz 4 unter der ersten Alternative enthaltene Regelung, die in
Umsetzung von Artikel 48 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG bei nachgewiese-
nen besonderen Qualifikationen des Bewerbers eine Eintragung abweichend von
den Anforderungen nach Absatz 2 ermöglicht, wird wegen ihres auf die Fachrich-
tung Architektur beschränkten Geltungsbereichs im neugefassten Absatz 5 durch
eine entsprechende Verweisung auf Artikel 48 der Richtlinie 2005/36/EG fortge-
führt. Die bisherige zweite Alternative von Absatz 4 bleibt unverändert. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 regelt die Anerkennung von Studienabschlüssen aus EU-Mitgliedstaaten in
der Fachrichtung Architektur, die der automatischen Anerkennung nach Artikel 21
der Richtlinie 2005/36/EG unterliegen (bislang Absatz 5 Nummer 1 Buchstabe a).
Maßgeblich sind die zum jeweiligen Zeitpunkt im Heimatmitgliedstaat an die Be-
rufsqualifikation gestellten Anforderungen, die unter Annex V Nummer 5.7.1. der
Richtlinie 2005/36/EG notifiziert sein müssen. Vorbehaltlich hiervon abweichen-
der Regelungen im Herkunftsland genügen nach Artikel 46 Absatz 1 der Richt -
linie 2005/36/EG damit entweder mindestens fünf Jahre Vollzeitstudium oder
mindestens vier Jahre Vollzeitstudium mit zwei Jahren Berufspraktikum zur auto-
matischen Anerkennung. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG in der Fassung der Än-
derungsrichtlinie 2013/55/EU für alle im Ausland erworbenen Ausbildungsab-
schlüsse, die nicht der automatischen Anerkennung nach Absatz 5 unterliegen
(allgemeine Anerkennung). 

Mit der novellierten Richtlinie 2005/36/EG ist im Bereich der Niederlassungsfrei-
heit eine Lockerung der Qualifikationsvoraussetzungen bei der allgemeinen Aner-
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kennung erfolgt. Während bislang bei reglementierten Berufen lediglich auslän -
dische Ausbildungsnachweise anerkannt wurden, die höchstens eine Stufe unter
dem Qualifikationsniveau lagen, das der Aufnahmemitgliedstaat für inländische
Berufsangehörige fordert (dies ist für baden-württembergische Architekten und
Stadtplaner ein Qualifikationsniveau entsprechend Artikel 11 Buchstabe e der
Richtlinie 2005/36/EG, das heißt ein abgeschlossenes mindestens vierjähriges
Studium an einer Hochschule oder gleichwertigen Lehreinrichtung), ist eine Be-
schränkung auf dieses formale, auf die Ausbildungsdauer ausgerichtete Kriterium
nun nicht mehr möglich. Vielmehr ist Migranten gemäß Artikel 13 Absatz 1 der
novellierten Richtlinie 2005/36/EG die Berufsausübung bereits dann zu gestatten,
wenn sie einen Berufsqualifikationsnachweis besitzen, der in einem anderen Mit-
gliedstaat – das muss nicht der Staat sein, in dem der Migrant seine Ausbildung
absolviert hat – einen Berufszugang ermöglicht. Allerdings müssen Antragsteller
mit Qualifikationen aus einem anderen Mitgliedstaat die übrigen Voraussetzun-
gen für den Berufszugang (zum Beispiel geordnete Vermögensverhältnisse, keine
Eintragungen im Strafregister) ebenso erfüllen wie Inländer. In Fällen eines im
Ausland nicht reglementierten Berufszugangs werden die Anforderungen an Pra-
xiszeiten gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG auf ein Jahr redu-
ziert. Bei einer Teilzeittätigkeit erhöht sich die Gesamtdauer um das Verhältnis
zwischen Vollzeit und Teilzeit. Anwendungsvoraussetzung bleibt jedoch, dass es
sich im Sinne von § 1 um denselben Beruf handeln muss. In den Fällen des Ab -
satzes 6 Nummer 2 sind festgestellte Ausbildungsdefizite nach den Absätzen 7
und 8 auszugleichen. 

Zu Absatz 7 

Aus Artikel 14 der Richtlinie 2005/36/EG ergibt sich, dass ein Berufsangehöriger,
der seinen Beruf im Herkunftsmitgliedstaat berechtigt ausübt, nicht zwangsläufig
auch die Berechtigung besitzt, diesen Beruf in einem anderen Mitgliedstaat aus-
zuüben. Vielmehr kann der Aufnahmemitgliedstaat einem Migranten sogenannte
Ausgleichsmaßnahmen (Anpassungslehrgänge oder Eignungsprüfungen) auferle-
gen, um festgestellte wesentliche Defizite in der Berufsqualifikation zu kompen-
sieren, bevor der Migrant den Beruf aufnehmen darf. Diese Ausgleichsmaßnah-
men sind als Korrektiv zur Erleichterung der Anerkennungsverfahren zu sehen. 

Die Absätze 7 und 8 enthalten die Regelungen für solche Ausgleichsmaßnahmen
im Sinne des Artikels 14 der Richtlinie 2005/36/EG. In Abhängigkeit von der je-
weiligen Fachrichtung sowie dem festgestellten Ausbildungsdelta des Antragstel-
lers sieht das Gesetz zwei Arten der Nachqualifizierung vor. 

Nach Absatz 7 haben Antragsteller grundsätzlich die Wahl zwischen einem An-
passungslehrgang und einer Eignungsprüfung. Lediglich für Antragsteller, die nur
eine abgeschlossene Ausbildung auf Sekundarstufe nachweisen können (Qualifi-
kationsniveau von Artikel 11 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG) oder eine
Qualifikation in der Fachrichtung Architektur erworben haben, erfolgt eine ge-
setzliche Festlegung auf Eignungsprüfungen. Kann der Antragsteller nur Befähi-
gungsnachweise vorlegen, die weder durch Zeugnis noch durch Diplom Kennt-
nisse aufgrund einer Ausbildung oder Ausübung des Berufs oder nur Allgemein-
kenntnisse bescheinigen (Qualifikationsniveau von Artikel 11 Buchstabe a der
Richtlinie 2005/36/EG), kann die Architektenkammer eine Eintragung auch ohne
Ausgleichsmaßnahme versagen. 

Die höchstens dreijährigen Anpassungslehrgänge erfolgen durch Ausübung des Be-
rufs unter der Verantwortung eines qualifizierten Berufsangehörigen, gegebenen-
falls verbunden mit einer Zusatzausbildung (Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g der
Richtlinie 2005/36/EG), und werden abschließend durch die Architektenkammer
bewertet. Die Eignungsprüfungen dienen der Beurteilung der Berufsbefähigung des
Antragstellers durch Prüfung von dessen beruflichen Kenntnissen, Fähigkeiten und
Kompetenzen (Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe h der Richtlinie 2005/36/EG).
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Zu Absatz 8 

Absatz 8 setzt die verfahrensrechtliche Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnahmen
um. Die Festlegung der Ausgleichsmaßnahme hat in verhältnismäßiger Art und
Weise zu erfolgen, indem insbesondere auf wesentliche Abweichungen bei den
Ausbildungsinhalten abgestellt wird. Maßstab sind dabei die für deutsche Absol-
venten geltenden Erfordernisse. Zusätzliche Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen, die der Antragsteller im Rahmen seiner Berufspraxis oder durch „lebens-
langes Lernen“ erworben und entsprechend nachgewiesen hat, sind dabei zu
berücksichtigen. Auferlegte Maßnahmen müssen begründet werden. Es ist sicher-
zustellen, dass Eignungsprüfungen innerhalb von sechs Monaten zu ermöglichen
sind. Dabei kann sich die Verpflichtung zur Ablegung der Eignungsprüfung so-
wohl aus einer Entscheidung der Architektenkammer als auch aus der Wahl des
Antragstellers nach Absatz 7 Satz 4 ergeben. Die nähere Ausgestaltung des Ver-
fahrens kann die Kammer durch Satzung regeln. 

Wenn die Voraussetzungen der automatischen Anerkennung nach Absatz 5 vor-
liegen, können keine Ausgleichsmaßnahmen auferlegt werden. Artikel 13 und 14
der Richtlinie 2005/36/EG sind dann nicht anwendbar. 

Zu Absatz 9 

Der bisherige Absatz 7, der der Erleichterung der Freizügigkeit innerhalb der
Bundesrepublik Deutschland und der Verfahrensvereinfachung dient, wird in Ab-
satz 9 inhaltlich unverändert übernommen. 

Zu Absatz 10 

Nach Artikel 57 a der Richtlinie 2005/36/EG müssen Anerkennungsverfahren ent-
sprechend der Regelungen in der Dienstleistungsrichtlinie 2006/123/EG auch
über den Einheitlichen Ansprechpartner abgewickelt werden können. Im Archi-
tektengesetz ist die Möglichkeit zur Einbindung des Einheitlichen Ansprechpart-
ners bereits seit dem Jahr 2009 mit Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie
2006/123/EG eröffnet (bisheriger Absatz 8). Der neugefasste Absatz 10 passt die
bisherige Regelung an die Vorgaben des neuen Artikels 57 a der Richtlinie
2005/36/EG an, der einen Ausschluss des Einheitlichen Ansprechpartners von der
Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen sowie eigene Fristen zur Verfahrens-
beschleunigung vorsieht. 

Zu Nummer 6 (§ 4 a Europäischer Berufsausweis) 

Zu Absatz 1 

Die Neuregelung schafft die Rechtsgrundlage zur Einführung des Europäischen
Berufsausweises in Umsetzung der Artikel 4 a bis 4 e der Richtlinie 2005/36/EG.
Der Europäische Berufsausweis im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe k der
Richtlinie 2005/36/EG ist ein elektronisches Zertifikat, das die vorübergehende
Dienstleistungserbringung erleichtern und das Anerkennungsverfahren verein -
fachen soll, indem wesentliche Verfahrensschritte zur Anerkennung von Berufs-
qualifikationen bereits im Heimatstaat des Berufsangehörigen erfolgen können.
Der Europäische Berufsausweis wird bei einer vorübergehenden Dienstleitungser-
bringung durch die zuständige Behörde des Heimatstaats ausgestellt, im Fall der
Niederlassung durch die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaats. Der
Ausweis kann nur für Berufe beantragt und ausgestellt werden, für die die
Europä ische Kommission einen in Artikel 4 a Absatz 7 der Richtlinie 2005/36/EG
vorgesehenen entsprechenden Durchführungsrechtsakt erlassen hat. Sobald dies
für Architekten, Innenarchitekten, Landschaftsarchitekten und Stadtplaner erfolgt
ist, finden die Regelungen des § 4 a Anwendung. 
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Zu Absatz 2 

Absatz 2 überträgt die Zuständigkeit für alle Aufgaben im Zusammenhang mit
dem Europäischen Berufsausweis auf die Architektenkammer, die damit sowohl
zuständige Behörde des Herkunfts- als auch des Aufnahmemitgliedstaats wird.
Das Verfahren für die Beantragung und Ausstellung des Europäischen Berufsaus-
weises richtet sich nach den Artikeln 4 a bis 4 e der Richtlinie 2005/36/EG und
der hierzu erlassenen Durchführungsverordnung (EU) 2015/983 der Kommission
betreffend das Verfahren zur Ausstellung des Europäischen Berufsausweises und
die Anwendung des Vorwarnmechanismus gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2015 (ABl. L 159 vom 
25. Juni 2015, S. 27). Näheres zum Inhalt und Verfahren der Ausstellung Europä -
ischer Berufsausweise kann das Finanz- und Wirtschaftsministerium durch
Rechtsverordnung nach § 29 Nummer 4 regeln. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 beschreibt die Wirkungen des Europäischen Berufsausweises sowohl für
den Bereich der Dienstleistungsfreiheit (Satz 1) als auch für den Bereich der Nie-
derlassungsfreiheit (Satz 2). Ist ein Berufsausweis ausgestellt, gilt dieser für die
Dauer seiner Geltung als Anzeige im Sinne von § 8 Absatz 2. 

Zu Nummer 7 (§ 4 b Vorwarnmechanismus, Statistik) 

Zu Absatz 1 

Über den in Artikel 56 a Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG vorgesehenen Vor-
warnmechanismus informieren sich die Mitgliedstaaten der Europäischen Union
gegenseitig über Fälle, in denen gerichtlich festgestellt wurde, dass Berufsan-
gehörige zur Anerkennung ihrer Berufsqualifikation gefälschte Berufsqualifika-
tionsnachweise vorgelegt haben. In Betracht kommen dabei nicht nur Entschei-
dungen in Strafverfahren, sondern auch in Verwaltungs-, Zivil-, Sozial- oder Ar-
beitsgerichtsverfahren, in denen die Echtheit vorgelegter Berufsqualifikations-
nachweise eine Rolle gespielt hat. 

Absatz 1 überträgt die Zuständigkeit zur Übermittlung von Warnungen auf die
Architektenkammer, soweit Berufsangehörige im Sinne von § 2 betroffen sind
und keine abweichenden Zuständigkeiten bestehen. Der gewählten Formulierung
liegt zugrunde, dass auf Bundesebene noch nicht abschließend geklärt ist, in -
wieweit für ausgehende Meldungen nach Artikel 56 a Absatz 3 der Richtlinie
2005/36/EG durch bundesgesetzliche Regelungen eine Zuständigkeit der befass -
ten Gerichte geschaffen wird oder diese lediglich verpflichtet werden, die Archi-
tektenkammer über entsprechende Gerichtsverfahren zu informieren. 

Zu Absatz 2 und 3 

Auf Grundlage von § 16 BQFG-BW hat die Architektenkammer über die geführ-
ten Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifi-
kationen eine Statistik zu erstellen (bisheriger § 4 a). Die Vorschrift wird inhalt-
lich unverändert fortgeführt. Mit Ausnahme der Regelungen zum Vorwarnmecha-
nismus und der Anerkennungsstatistik findet das BQFG-BW im Geltungsbereich
des Architektengesetzes keine Anwendung. 

Zu Nummer 8 (§ 8 Auswärtige Dienstleister) 

Die Vorschrift regelt Fälle der vorübergehenden und gelegentlichen Dienstleis -
tungserbringung unter Führung einer der geschützten Berufsbezeichnungen, nicht
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hingegen Fälle der Niederlassung. Erfasst werden somit lediglich Personen, die in
Baden-Württemberg weder ihren Wohnsitz noch eine Niederlassung oder ihre
überwiegende Beschäftigung haben. Die bisherige Differenzierung im Hinblick
auf die Staatsangehörigkeit der Dienstleister wurde grundsätzlich aufgehoben, es
gelten aber weiterhin besondere Regelungen für Personen, die in Mitgliedstaaten
der Europäischen Union, Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum oder nach Unionsrecht gleichgestellten Staaten niedergelassen
sind. 

Zu Absatz 1 

Eine auswärtige Dienstleistung in diesem Sinne liegt nach Absatz 1 vor, wenn
sich Personen, die in einem anderen Staat niedergelassen sind, zur vorübergehen-
den und gelegentlichen Ausübung des Berufes nach Baden-Württemberg bege-
ben. Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der Erbringung von Dienst-
leistungen wird im Einzelfall beurteilt, Kriterien hierzu sind insbesondere die
Dauer, Häufigkeit, Regelmäßigkeit und Kontinuität der Dienstleistung. Im Ge-
gensatz zu Personen, die in Baden-Württemberg dauerhaft niedergelassen sind, ist
für auswärtige Dienstleister eine Eintragung in die Architektenliste nicht erforder-
lich. Die Regelung wurde an den geänderten Artikel 5 der Richtlinie 2005/36/EG
angepasst. 

Zu Absatz 2 

Auswärtige Dienstleister haben die Dienstleistungserbringung vor dem erstma -
ligen Tätigwerden wie bislang schriftlich gegenüber der Architektenkammer an-
zuzeigen und dabei die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nachzuweisen
(Artikel 7 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2005/36/EG). Mit diesem Verfahren wird
sichergestellt, dass qualifizierte Berufsangehörige aus Mitgliedstaaten, Vertrags-
staaten oder nach Unionsrecht gleichgestellten Staaten zwar möglichst ungehin-
dert Dienstleistungen in Baden-Württemberg erbringen können, die Berechtigung
zum Führen der geschützten Berufsbezeichnung jedoch durch die Architekten-
kammer überprüfbar bleibt. Gleiches gilt im Hinblick auf die Einhaltung von Be-
rufspflichten, die gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG auch aus-
wärtige Dienstleister zu beachten haben. Um die Überwachung zu ermöglichen,
erfolgt eine Eintragung in ein besonderes Verzeichnis bei der Architektenkam-
mer; Kosten können hierfür gemäß Artikel 6 Unterabsatz 1 der Richtlinie
2005/36/EG nicht erhoben werden. Zum Nachweis der erfolgten Anzeige stellt
die Architektenkammer eine Bescheinigung aus, aus der sich auch die Berechti-
gung zum Führen der Berufsbezeichnung ergibt. 

Zu Absatz 4 

Durch die Änderung in Satz 1 wird klargestellt, dass der Eintragungsausschuss auf
die Anzeige des auswärtigen Dienstleisters im Sinne von Absatz 2 hin tätig wird.
Da in der Eintragungspraxis kein Bedürfnis für ein eigenes Antragsrecht der Archi-
tektenkammer besteht, ist dieses in der Neuregelung entfallen. Der bisherige Ab-
satz 5 ist wegen der Aufnahme einer entsprechenden Verweisung in § 4 Absatz 10
Satz 2 entbehrlich geworden und deshalb ebenfalls entfallen. 

Zu Nummer 9 (§ 9 Ausbildungsbezeichnung) 

Zu Absatz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Neufassung von § 4 (Voraussetzungen
für die Eintragung). 
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Zu Nummer 10 (§ 12 Aufgaben der Kammer) 

Entsprechung der Ergänzung in § 3 Absatz 2 wird der gesetzliche Aufgabenbe-
reich der Architektenkammer in Nummer 1 erweitert um die Verpflichtung zum
Führen von Fachlisten in Fachbereichen mit besonderen Qualifikationsanforde-
rungen. Die übrigen Änderungen in den Nummern 1 bis 3 sind Folgeänderun-
gen zur Neufassung von § 8 (Auswärtige Dienstleister). Die neu eingefügten
Nummern 6 und 7 ergeben sich aus der Neufassung von § 4 (Voraussetzungen
für die Eintragung). 

Zu Nummer 11 (§ 15 Satzung) 

Die in Absatz 2 neu aufgenommen Satzungsinhalte nehmen Bezug auf die von
der Berufsanerkennungsrichtlinie geänderten Vorschriften zur vorübergehenden
Dienstleistungserbringung, zur Niederlassung und zu den im Einzelfall erforder -
lichen Ausgleichsmaßnahmen. Danach hat die Architektenkammer durch Satzung
Regelungen über die Inhalte der praktischen Tätigkeit, deren Bewertung sowie
die Berücksichtigung von im Ausland erbrachten Teilen des Berufspraktikums
ebenso zu treffen wie die Festlegung des Umfangs und des Inhalts von Aus-
gleichsmaßnahmen sowie deren anschließende Bewertung. 

Darüber hinaus ist es erforderlich, auch Regelungen zur Fort- und Weiterbildung
in der Satzung zu verankern. Zu den gesetzlichen Aufgaben der Architektenkam-
mer gehört gemäß § 12 Absatz 2 Nummer 5 auch die Förderung der beruflichen
Aus-, Fort- und Weiterbildung. Dies soll sinnvollerweise durch entsprechende
Regelungen auf Grundlage der Satzung umgesetzt werden. 

Zu Nummer 12 (§ 16 Eintragungsausschuss) 

Zu Absatz 7 

Die in Absatz 7 neu angefügten Sätze 6 bis 8 dienen der Umsetzung von Arti-
kel 57 a der Richtlinie 2005/36/EG und ermöglichen eine elektronische Abwick-
lung aller unter die Berufsanerkennungsrichtlinie fallenden Sachverhalte. Die
schriftliche Verfahrensabwicklung bleibt jedoch weiterhin möglich. Zur Gewähr-
leistung des elektronischen Verfahrens ist im Regelfall die Vorlage von Original-
dokumenten oder beglaubigten Kopien nicht mehr erforderlich. Der Eintragungs-
ausschuss erhält allerdings die Möglichkeit, später im Fall begründeter Zweifel
und soweit unbedingt geboten beglaubigte Kopien zu verlangen. Hierbei ist auch
eine elektronische Beglaubigung entsprechend § 33 Absatz 4 bis 6 des Landesver-
waltungsverfahrensgesetzes möglich. Die Ergänzung in Satz 3 stellt klar, dass in
Fällen, in denen die zur Antragsbearbeitung erforderlichen Unterlagen sukzessive
eingereicht werden, die Verfahrensfrist erst mit Eingang der vollständigen An-
tragsunterlagen zu laufen beginnt. Der geänderte Satz 5 konkretisiert die bisherige
Regelung über Umfang und Aktualität der Dokumente, deren Vorlage zur Beur-
teilung der in § 4 Absatz 5 bis 7 genannten Voraussetzungen vom Antragsteller
gefordert werden darf. 

Zu Nummer 13 (§ 18 Berufswidrige Handlungen) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Neufassung von § 8 (Auswärtige Dienst-
leister). 
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Zu Nummer 14 (§ 19 Berufsgerichtliche Maßnahmen) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Neufassung der §§ 2 a und 2 b (Partner-
schaften und Berufsgesellschaft als Kapitalgesellschaft) und § 8 (Auswärtige
Dienstleister). 

Zu Nummer 15 (§ 21 Berufsgerichtliche Verfahren) 

Die Änderungen ergeben sich aus der Umbenennung des Kammergesetzes in
Heilberufe-Kammergesetz (HBKG) und der Neunummerierung von Paragraphen,
ohne dass damit inhaltliche Änderungen verbunden sind. 

Zu Nummer 16 (§ 25 Schweigepflicht) 

Anstelle des bisherigen Verweises auf externe Regelungen zur Verschwiegen-
heitspflicht wird für Mitglieder der genannten Kammergremien eine originäre all-
gemeine Schweigepflicht in das Architektengesetz aufgenommen. 

Zu Nummer 17 (§ 26 Auskünfte, Datenübermittlung) 

Zu Absatz 2 und 3 

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Neufassung von § 8 (Auswärtige Dienst-
leister). 

Zu Absatz 6 und 7 

Im Hinblick auf datenschutzrechtliche Erfordernisse wird die Vorschrift in den
Absätzen 6 und 7 um Regelungen zur Verarbeitung von bei der Architektenkam-
mer gespeicherten personenbezogenen Daten ergänzt, die entsprechend auch im
Muster-Architektengesetz enthalten sind. 

Zu Nummer 18 (§ 27 Staatsaufsicht) 

In § 27 Absatz 3 ArchG werden die Aufsichtszuständigkeiten festgelegt und die
Ziele der Versicherungsaufsicht definiert. Zudem wird eine Verordnungsermäch-
tigung für das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft eingeführt, um die nähere
inhaltliche Ausgestaltung der Versicherungsaufsichtsgrundsätze zu regeln. Die
Verweise auf das VAG werden hierdurch entbehrlich (siehe hierzu ausführlich
Teil A Abschnitt II). Der Verweis auf die Vorschriften über die Gemeindeaufsicht
in Absatz 4 wird aufgehoben und in Absatz 2 den Vorgaben über die Rechtsauf-
sicht über die Kammer angefügt. Für die Rechtsaufsicht über das Versorgungs-
werk enthält die neue Fassung von Absatz 3 ebenfalls einen Verweis auf die ent-
sprechende Anwendung der Vorgaben der Gemeindeordnung. 

Zu Nummer 19 (§ 28 Ordnungswidrigkeiten) 

Die Zuständigkeit zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 28 Absatz 1
wird von den unteren Verwaltungsbehörden auf die Architektenkammer übertra-
gen. Bußgeldbewehrt ist danach die missbräuchliche Verwendung der gesetzlich
geschützten Berufsbezeichnung nach § 2. Da in der Praxis oftmals die Abgren-
zung einer unzulässigen Verwendung der geschützten Berufsbezeichnung vom
zulässigen Führen akademischer Grade Schwierigkeiten bereitet, ist die Übertra-
gung der Zuständigkeit im Hinblick auf die besondere Fachkompetenz der Archi-
tektenkammer sachgerecht. 
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Zu Nummer 20 (§ 29 Ausführungsvorschriften) 

Bei der Änderung in Nummer 1 handelt es sich um eine Folgeänderung zur Neufas-
sung von § 8 (Auswärtige Dienstleister). Die Nummern 4 und 5 stellen zweckmäßi-
ge Vorratsermächtigungen dar. Auf Grundlage der Artikel 4 a, 49 a und 49 b der
Richtlinie 2005/36/EG erlässt die Europäische Kommission zur Ausstellung von
Europäischen Berufsausweisen sowie für gemeinsame Ausbildungsrahmen und
Ausbildungsprüfungen die erforderlichen Durchführungsrechtsakte. Da nicht abseh-
bar ist, ob diese eine abschließende Regelung des Inhalts und Verfahrens zur Aus-
stellung des Europäischen Berufsausweises und den gemeinsamen Ausbildungsrah-
men und Ausbildungsprüfungen enthalten, wird das Finanz- und Wirtschaftsminis -
terium ermächtigt, erforderlichenfalls ergänzende Regelungen zu schaffen. 

Mit der neu aufgenommenen Verordnungsermächtigung in Nummer 3 können bei
Bedarf im Einvernehmen mit dem Wissenschaftsressort ergänzende Regelungen
zu Inhalt und Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen nach Artikel 14 der
Richtlinie 2005/36/EG einschließlich der Festlegung eines Anforderungsprofils
auf Grundlage von § 4 Absatz 2 erlassen werden. Insbesondere zur Durchführung
von Eignungsprüfungen bedarf es einer fachbezogenen Festlegung der geforder-
ten Ausbildungsinhalte. Gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe h der Richtlinie
2005/36/EG erstellen die zuständigen Behörden aufgrund eines Vergleichs zwi-
schen der von inländischen Berufsangehörigen verlangten Qualifikation und der
bisherigen Qualifikation des Migranten ein Verzeichnis der Sachgebiete, in denen
Ausbildungsdefizite beim Migranten bestehen. Die Eignungsprüfung erstreckt
sich auf die Bereiche, die als wesentliche, nach den vorgelegten Ausbildungs-
nachweisen aber formal fehlende Voraussetzungen für die Ausübung des Berufs
erachtet werden. Um für diesen Vergleich ein Anforderungsprofil bereitzustellen,
dem die im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen entsprechen müssen, kön-
nen auf Grundlage der gesetzlichen Ausbildungsinhalte nach § 4 Absatz 2 sowie
der Anforderungen der Berufsausübung in den vier Fachrichtungen entsprechende
Voraussetzungen zur Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen definiert werden. 

Zu Artikel 2 Neufassung des Ingenieurgesetzes 

Das Ingenieurgesetz regelt die Berechtigung zum Führen der Berufsbezeichnung
„Ingenieurin“ oder „Ingenieur“. Das derzeit geltende Gesetz ist in seiner Struktur
seit seinem Inkrafttreten im Jahr 1971 nicht wesentlich geändert worden. Durch
zahlreiche, insbesondere unionsrechtlich bedingte Änderungen ist es schwer lesbar
geworden, manche der Vorschriften sind zudem nicht mehr erforderlich. Daher
soll das Ingenieurgesetz anlässlich der Umsetzung der novellierten Berufsanerken-
nungsrichtlinie systematisch überarbeitet und anschließend neu erlassen werden. 

Zu § 1 Berufsbezeichnung 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt wie bislang die Voraussetzungen, unter denen Personen zum
Führen der Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ berechtigt sind. In
Nummer 1 werden die Anforderungen, die an ein im Inland absolviertes Studium
gestellt werden, das zum Führen der Berufsbezeichnung berechtigt, insbesondere
vor dem Hintergrund der erfolgten Umstellung von Studiengängen auf Bachelor-
und Masterabschlüsse neu formuliert. Darüber hinaus erfordert auch die Novellie-
rung der Berufsanerkennungsrichtlinie eine Präzisierung der Regelungen, um der
Gleichwertigkeitsprüfung ein Anforderungsprofil vorzugeben, dem im Ausland
erworbene Ausbildungsabschlüsse genügen müssen. 

Mit der Neuregelung wird erstmals eine Mindeststudiendauer von sechs Semes -
tern eingeführt, die auch praktische Studienzeiten beinhalten kann. Damit berech-
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tigen Bachelor-Abschlüsse, die eine Regelstudienzeit von mindestens drei Jahren
umfassen und zu einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss führen, zum
Führen der Berufsbezeichnung, ebenso auch weiterhin Abschlüsse Dualer Hoch-
schulen. Zu unterscheiden ist zwischen grundständigen Studiengängen, die zu ei-
nem ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss führen (Bachelor), und
darauf aufbauenden postgradualen Studiengängen (Master). Allein ein Postgradu-
iertenstudium berechtigt nicht zum Führen der Berufsbezeichnung. 

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Diversifizierung von Studiengängen und
der großen Zahl interdisziplinärer Fachrichtungen wie etwa Wirtschaftsingenieur-
wesen sind zusätzliche Kriterien erforderlich geworden, damit die Titelführung 
– nicht zuletzt im Sinne des Verbraucherschutzes – mit den Ingenieurkompeten-
zen korrespondiert, die Rechtsverkehr und Wirtschaftsleben mit diesem Beruf in
Verbindung bringen. Dies wird durch das Erfordernis eines technischen oder na-
turwissenschaftlichen Studiengangs, der überwiegend von MINT-Fächern geprägt
ist, erreicht. 

Absatz 1 Nummer 2 stellt klar, dass wie bereits bislang auch Inhaber von im Aus-
land erworbenen Berufsqualifikationen zum Führen der geschützten Berufsbe-
zeichnung berechtigt sind, wenn sie von der Ingenieurkammer gemäß § 3 die Ge-
nehmigung hierzu erhalten haben. 

Absatz 1 Nummer 3 führt die Regelung des bisherigen § 6, die einer erleichterten
Freizügigkeit von Ingenieuren innerhalb der Bundesrepublik Deutschland und der
Verfahrensvereinfachung diente, inhaltlich unverändert fort. 

Absatz 1 Nummer 4 regelt zur Wahrung des Bestandsschutzes, dass die bisherige
Berechtigung zum Führen der Berufsbezeichnung auch nach neuem Recht fortbe-
steht. In dieser Vorschrift gehen auch die bisherigen Übergangsregelungen in § 1
Nummer 2 alte Fassung im Hinblick auf die Bezeichnung „Ingenieur (grad.)“ so-
wie die Bestandsschutzregelungen in den §§ 3 und 4 alte Fassung auf, die inso-
weit entbehrlich geworden sind. 

Die bislang in § 1 Nummer 1 Buchstaben b und c enthaltenen Regelungen zu In-
genieur- und Bergschulen können entfallen, da es in Baden-Württemberg keine
Bergschulen und in ganz Deutschland keine Ingenieurschulen mehr gibt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 stellt klar, dass sich die Voraussetzungen zum Führen akademischer
Grade nach dem Landeshochschulgesetz richten und insoweit keine berufsrecht -
liche Genehmigung erforderlich ist. Die Vorschrift übernimmt inhaltlich die Re-
gelung des bisherigen § 2 Absatz 6, der deshalb entfallen ist. 

Zu Absatz 3 und 4 

Die neu eingefügten Absätze 3 und 4 dienen der Präzisierung des Titelschutzes im
Hinblick auf Wortverbindungen mit der geschützten Berufsbezeichnung sowie
wirtschaftlich tätige Zusammenschlüsse von Ingenieuren. 

Zu § 2 Berufsaufgaben 

Neu aufgenommen wird eine Regelung zu typischen berufsbildprägenden Tätig-
keiten von Ingenieuren, wie sie für Beratende Ingenieure und Architekten bereits
bislang besteht. Im Hinblick auf die Vielzahl von ingenieurwissenschaftlichen
Studiengängen und die große Bandbreite der beruflichen Tätigkeiten von Inge -
nieuren ist diese Aufzählung nicht abschließend. Die Formulierung der Berufsauf-
gaben berücksichtigt insbesondere den qualitativen Aspekt der Ingenieurausbil-
dung auf Hochschulniveau, um den Ingenieurberuf beispielsweise von techni-
schen Ausbildungsberufen abgrenzen zu können. 
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Die Aufgabenbeschreibung dient auch dazu, die aufgrund der geänderten Berufs -
anerkennungsrichtlinie erforderlichen inhaltlichen Gleichwertigkeitsprüfungen
bei ausländischen Berufsqualifikationen nach § 3 zu erleichtern. Voraussetzung
für eine Anerkennung ausländischer Qualifikationen auf Grundlage der Richtlinie
2005/36/EG ist grundsätzlich, dass Personen „denselben Beruf“ in einem anderen
Mitgliedstaat ausüben wollen (Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG). Zur
Beurteilung der Frage, ob ein im Herkunftsstaat ausgeübter Beruf „derselbe“ ist
wie ein hierzulande ausgeübter Beruf, kann der neue § 2 herangezogen werden.
Dies ist insbesondere in Fällen relevant, in denen der Antragsteller keinen forma-
len Ausbildungs- oder Befähigungsnachweis vorlegen kann, sondern die nach -
gewiesene Berufsqualifikation vorwiegend auf einschlägige Berufspraxis oder
„lebenslanges Lernen“ gestützt wird. 

Zu § 3 Genehmigung zum Führen der Berufsbezeichnung 

§ 3 übernimmt die Regelungen des bisherigen § 2 und setzt die Vorgaben der
geänderten Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG um. Geregelt werden die
Voraussetzungen, nach denen auf Grundlage einer im Ausland erworbenen Be -
rufs qualifikation die Genehmigung zum Führen der Berufsbezeichnung erteilt
werden kann. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt, dass Inhaber ausländischer Qualifikationen – im Gegensatz zu
deutschen Hochschulabsolventen – die geschützte Berufsbezeichnung nur auf-
grund einer entsprechenden Genehmigung führen dürfen. Die Entscheidung er-
folgt dabei grundsätzlich auf Grundlage des vorgelegten Abschlusszeugnisses ei-
ner ausländischen Bildungseinrichtung. 

Zu Absatz 2 

Wie bereits bislang ist zur Genehmigungserteilung grundsätzlich die Gleichwer-
tigkeit der nachgewiesenen Berufsqualifikation mit der nach § 1 Absatz 1 Num-
mer 1 von deutschen Absolventen geforderten Qualifikation erforderlich. Die Re-
gelung gilt für Berufsangehörige aus sogenannten Drittstaaten sowie für Perso-
nen, die nicht unter Absatz 3 fallen. 

Zu Absatz 3 

Für Staatsangehörige eines Mitgliedstaates, eines Vertragsstaates oder eines nach
dem Recht der Europäischen Union gleichgestellten Staates enthält Absatz 3 er-
leichterte Anerkennungsvoraussetzungen. 

Mit der novellierten Richtlinie 2005/36/EG ist im Bereich der Niederlassungsfrei-
heit eine Lockerung der Qualifikationsvoraussetzungen bei der allgemeinen Aner-
kennung erfolgt. Während bislang bei reglementierten Berufen lediglich ausländi-
sche Ausbildungsnachweise anerkannt wurden, die höchstens eine Stufe unter dem
Qualifikationsniveau lagen, das der Aufnahmemitgliedstaat für inländische Beruf-
sangehörige fordert (dies ist für baden-württembergische Ingenieure ein Qualifika-
tionsniveau entsprechend Artikel 11 Buchstabe d der Richtlinie 2005/36/EG, das
heißt ein abgeschlossenes drei- bis vierjähriges Studium an einer Hochschule oder
gleichwertigen Lehreinrichtung), ist eine Beschränkung auf dieses formale, auf
die Ausbildungsdauer ausgerichtete Kriterium nun nicht mehr möglich. Vielmehr
ist Migranten gemäß Artikel 13 Absatz 1 der novellierten Richtlinie 2005/36/EG
die Berufsausübung bereits dann gestattet, wenn sie einen Berufsqualifikations-
nachweis besitzen, der in einem anderen Mitgliedstaat – das muss nicht der Staat
sein, in dem der Migrant seine Ausbildung absolviert hat – einen Berufszugang



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 7857

51

ermöglicht. In Fällen eines im Ausland nicht reglementierten Berufszugangs wer-
den die Anforderungen an Praxiszeiten gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Richtlinie
2005/36/EG auf ein Jahr reduziert. Bei einer Teilzeittätigkeit erhöht sich die Ge-
samtdauer um das Verhältnis zwischen Vollzeit und Teilzeit. Anwendungsvoraus-
setzung bleib jedoch, dass es sich im Sinne von § 2 um denselben Beruf handeln
muss. Festgestellte Ausbildungsdefizite sind nach den Absätzen 4 und 5 auszu-
gleichen. 

Zu Absatz 4 

Aus Artikel 14 der Richtlinie 2005/36/EG ergibt sich, dass ein Berufsangehöriger,
der seinen Beruf im Herkunftsmitgliedstaat berechtigt ausübt, nicht zwangsläufig
auch die Berechtigung besitzt, diesen Beruf in einem anderen Mitgliedstaat aus-
zuüben. Vielmehr kann der Aufnahmemitgliedstaat einem Migranten sogenannte
Ausgleichsmaßnahmen (Anpassungslehrgänge oder Eignungsprüfungen) auferle-
gen, um festgestellte wesentliche Defizite in der Berufsqualifikation zu kompen-
sieren, bevor der Migrant den Beruf aufnehmen darf. Diese Ausgleichsmaßnah-
men sind als Korrektiv zur Erleichterung der Anerkennungsverfahren zu sehen. 

Die Absätze 4 und 5 enthalten die Regelungen für solche Ausgleichsmaßnahmen
im Sinne des Artikels 14 der Richtlinie 2005/36/EG. In Abhängigkeit von dem
festgestellten Ausbildungsdelta des Antragstellers sieht das Gesetz zwei Arten der
Nachqualifizierung vor. 

Nach Absatz 4 haben Antragsteller grundsätzlich die Wahl zwischen einem An-
passungslehrgang und einer Eignungsprüfung. Lediglich für Antragsteller, die nur
eine abgeschlossene Ausbildung auf Sekundarstufe nachweisen können (Qualifi-
kationsniveau von Artikel 11 Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG), erfolgt ei-
ne gesetzliche Festlegung auf Eignungsprüfungen. Kann der Antragsteller nur Be-
fähigungsnachweise vorlegen, die weder durch Zeugnis noch durch Diplom
Kenntnisse aufgrund einer Ausbildung oder Ausübung des Berufs oder lediglich
Allgemeinkenntnisse bescheinigen (Qualifikationsniveau von Artikel 11 Buch -
stabe a der Richtlinie 2005/36/EG), müssen beide Ausgleichsmaßnahmen absol-
viert werden. 

Die höchstens dreijährigen Anpassungslehrgänge erfolgen durch Ausübung des
Berufs unter der Verantwortung eines qualifizierten Berufsangehörigen, gegebe-
nenfalls verbunden mit einer Zusatzausbildung (Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g
der Richtlinie 2005/36/EG), und werden abschließend durch die Ingenieurkam-
mer bewertet. Die Eignungsprüfungen dienen der Beurteilung der Berufsbefähi-
gung des Antragstellers durch Prüfung von dessen beruflichen Kenntnissen,
Fähigkeiten und Kompetenzen (Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe h der Richtlinie
2005/36/EG). Die gesetzliche Aufgabenzuweisung an die Ingenieurkammer in § 2
Absatz 1 des Ingenieurkammergesetzes wurde entsprechend der neuen Kammer-
aufgaben ergänzt. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 setzt die verfahrensrechtliche Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnahmen
um. Die Festlegung der Ausgleichsmaßnahme hat in verhältnismäßiger Art und
Weise zu erfolgen, indem insbesondere auf wesentliche Abweichungen bei den
Ausbildungsinhalten abgestellt wird. Maßstab sind dabei die für deutsche Absol-
venten geltenden Erfordernisse. Zusätzliche Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen, die der Antragsteller im Rahmen seiner Berufspraxis oder durch „lebens-
langes Lernen“ erworben und entsprechend nachgewiesen hat, sind dabei zu
berücksichtigen. Auferlegte Maßnahmen müssen begründet werden. Es ist sicher-
zustellen, dass auferlegte Eignungsprüfungen innerhalb von sechs Monaten zu er-
möglichen sind. Dabei kann sich die Verpflichtung zur Ablegung einer Eignungs-
prüfung sowohl aus einer Entscheidung der Ingenieurkammer als auch aus der
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Wahl des Antragstellers nach Absatz 4 Satz 4 ergeben. Die nähere Ausgestaltung
des Verfahrens kann die Kammer durch Satzung regeln. Zur Umsetzung der neu-
en Aufgaben werden die Regelungen zur Hauptsatzung der Ingenieurkammer
durch entsprechende Ergänzungen in § 9 Absatz 2 des Ingenieurkammergesetzes
angepasst. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 ergänzt die bisherigen Verfahrensregelungen um Vorgaben der novel-
lierten Berufsanerkennungsrichtlinie. Die neu angefügten Sätze 6 bis 8 dienen der
Umsetzung von Artikel 57 a der Richtlinie 2005/36/EG und ermöglichen eine
elektronische Abwicklung aller unter die Berufsanerkennungsrichtlinie fallenden
Sachverhalte. Eine schriftliche Verfahrensabwicklung bleibt jedoch weiterhin
möglich. Zur Gewährleistung des elektronischen Verfahrens ist im Regelfall die
Vorlage von Originaldokumenten oder beglaubigten Kopien nicht mehr erforder-
lich. Die Ingenieurkammer erhält allerdings die Möglichkeit, später im Fall be-
gründeter Zweifel und soweit unbedingt geboten beglaubigte Kopien zu verlan-
gen. Hierbei ist auch eine elektronische Beglaubigung entsprechend § 33 Absatz 4
bis 6 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes möglich. Satz 3 stellt klar, dass in
Fällen, in denen die zur Antragsbearbeitung erforderlichen Unterlagen sukzessive
eingereicht werden, die Verfahrensfrist erst mit Eingang der vollständigen An-
tragsunterlagen zu laufen beginnt. Der neugefasste Satz 5 konkretisiert die bislang
in Satz 4 enthaltene Regelung über Umfang und Aktualität der Dokumente, deren
Vorlage vom Antragsteller gefordert werden darf. Durch den neu angefügten Satz 9
kann der Betroffene gegen ablehnende Entscheidungen der Ingenieurkammer un-
mittelbar Klage vor dem Verwaltungsgericht erheben, ohne ein Vorverfahren
durchlaufen zu müssen. Dies entspricht der bisherigen Verfahrenspraxis bei den
Regierungspräsidien und der Architektenkammer. 

Zu Absatz 7 

Nach Artikel 57 a der Richtlinie 2005/36/EG müssen Anerkennungsverfahren ent-
sprechend der Regelungen in der Dienstleistungsrichtlinie 2006/123/EG auch
über den Einheitlichen Ansprechpartner abgewickelt werden können. Im Inge -
nieurgesetz ist die Möglichkeit zur Einbindung des Einheitlichen Ansprechpart-
ners bereits seit dem Jahr 2009 mit Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie
2006/123/EG eröffnet (bisheriger Absatz 7). Im neugefassten Absatz 7 wird die
Regelung an die Vorgaben des neuen Artikels 57 a der Richtlinie 2005/36/EG an-
gepasst, der einen Ausschluss des Einheitlichen Ansprechpartners von der Durch-
führung von Ausgleichsmaßnahmen sowie eigene Verfahrensfristen zur Verfah-
rensbeschleunigung vorsieht. 

Zu § 4 Auswärtige Dienstleister 

Die Vorschrift übernimmt die Regelungen des bisherigen § 2 a und setzt die Vor-
gaben der geänderten Artikel 5 bis 7 der Richtlinie 2005/36/EG um. Geregelt wer-
den wie bislang Fälle der vorübergehenden und gelegentlichen Dienstleistungser-
bringung unter Führung der geschützten Berufsbezeichnung, nicht hingegen Fälle
der Niederlassung. Die bisherige Differenzierung im Hinblick auf die Staats -
angehörigkeit der Dienstleister wurde grundsätzlich aufgehoben, es gelten aber
weiterhin besondere Regelungen für Personen, die in Mitgliedstaaten, Vertrags-
staaten oder nach dem Recht der Europäischen Union gleichgestellten Staaten
niedergelassen sind. 
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Zu Absatz 1 

Eine auswärtige Dienstleistung in diesem Sinne liegt nach Absatz 1 vor, wenn
sich Personen, die in einem anderen Staat niedergelassen sind, zur vorübergehen-
den und gelegentlichen Ausübung des Berufes nach Baden-Württemberg bege-
ben. Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der Erbringung von Dienst-
leistungen wird im Einzelfall beurteilt, Kriterien hierzu sind insbesondere die
Dauer, Häufigkeit, Regelmäßigkeit und Kontinuität der Dienstleistung. 

Personen, die unter Absatz 1 fallen, dürfen die Berufsbezeichnung ohne Geneh-
migung nach § 3 führen. Voraussetzung ist, dass sie in einem anderen Mitglied-
staat, Vertragsstaat oder nach dem Recht der Europäischen Union gleichgestellten
Staat zur Ausübung desselben Berufes rechtmäßig niedergelassen sind bezie-
hungsweise in Fällen fehlender Reglementierung des Berufs im Niederlassungs-
staat die erforderliche Berufsausübung nachweisen können. Ob derselbe Beruf
vorliegt, ist anhand des in § 2 beschriebenen Berufsbildes zu beurteilen. 

Zu Absatz 2 

Auswärtige Dienstleister haben die Dienstleistungserbringung vor dem erstma -
ligen Tätigwerden wie bislang schriftlich anzuzeigen und dabei die in Absatz 1
genannten Voraussetzungen nachzuweisen (Artikel 7 Absatz 1 und 2 der Richt -
linie 2005/36/EG). Mit dem Verfahren wird sichergestellt, dass qualifizierte Be -
rufs angehörige aus Mitgliedstaaten, Vertragsstaaten oder nach Unionsrecht gleich -
gestellten Staaten zwar möglichst ungehindert Dienstleistungen in Baden-Würt-
temberg erbringen können, die Berechtigung zum Führen der geschützten Berufs-
bezeichnung jedoch durch die Ingenieurkammer überprüfbar bleibt. Um die Über-
wachung zu ermöglichen, erfolgt eine Eintragung in ein besonderes Verzeichnis
bei der Kammer; Kosten können hierfür gemäß Artikel 6 Unterabsatz 1 der Richt-
linie 2005/36/EG nicht erhoben werden. Zum Nachweis der erfolgten Anzeige
stellt die Ingenieurkammer eine Bescheinigung aus, aus der sich auch die Berech-
tigung zum Führen der Berufsbezeichnung ergibt. 

Zu § 5 Europäischer Berufsausweis 

Zu Absatz 1 

Die Neuregelung schafft die Rechtsgrundlage zur Einführung des Europäischen
Berufsausweises in Umsetzung der Artikel 4 a bis 4 e der Richtlinie 2005/36/EG.
Der Europäische Berufsausweis im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe k der
Richtlinie 2005/36/EG ist ein elektronisches Zertifikat, das die vorübergehende
Dienstleistungserbringung erleichtern und das Anerkennungsverfahren verein -
fachen soll, indem wesentliche Verfahrensschritte zur Anerkennung von Berufs-
qualifikationen bereits im Heimatstaat des Berufsangehörigen erfolgen können.
Der Europäische Berufsausweis wird bei einer vorübergehenden Dienstleitungser-
bringung durch die zuständige Behörde des Heimatstaats ausgestellt, im Fall der
Niederlassung durch die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaats. Der
Ausweis kann nur für Berufe ausgestellt werden, für die die Europäische Kom-
mission einen in Artikel 4 a Absatz 7 der Richtlinie 2005/36/EG vorgesehenen
entsprechenden Durchführungsrechtsakt erlassen hat. Sobald dies für Ingenieure
erfolgt ist, finden die Regelungen des § 5 Anwendung. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 überträgt die Zuständigkeit für alle Aufgaben im Zusammenhang mit
dem Europäischen Berufsausweis auf die Ingenieurkammer, die damit sowohl zu-
ständige Behörde des Herkunfts- als auch des Aufnahmemitgliedstaats wird. Das
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Verfahren für die Beantragung und Ausstellung des Europäischen Berufsauswei-
ses richtet sich nach den Artikeln 4 a bis 4 e der Richtlinie 2005/36/EG und der
hierzu erlassenen Durchführungsverordnung (EU) 2015/983 der Kommission be-
treffend das Verfahren zur Ausstellung des Europäischen Berufsausweises und
die Anwendung des Vorwarnmechanismus gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2015 (ABl. L 159 vom 
25. Juni 2015, S. 27). Näheres zum Inhalt und Verfahren der Ausstellung Europä -
ischer Berufsausweise kann das Finanz- und Wirtschaftsministerium durch
Rechtsverordnung nach § 9 Nummer 2 regeln. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 beschreibt die Wirkungen des Europäischen Berufsausweises sowohl für
den Bereich der Dienstleistungsfreiheit (Satz 1) als auch für den Bereich der Nie-
derlassungsfreiheit (Satz 2). Ist ein Berufsausweis ausgestellt, gilt dieser für die
Dauer seiner Geltung als Anzeige im Sinne von § 4 Absatz 2. 

Zu § 6 Vorwarnmechanismus, Statistik 

Zu Absatz 1 

Über den in Artikel 56 a Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG vorgesehenen Vor-
warnmechanismus informieren sich die Mitgliedstaaten der Europäischen Union
gegenseitig über Fälle, in denen gerichtlich festgestellt wurde, dass Berufsan-
gehörige zur Anerkennung ihrer Berufsqualifikation gefälschte Berufsqualifika-
tionsnachweise vorgelegt haben. In Betracht kommen dabei nicht nur Entschei-
dungen in Strafverfahren, sondern auch in Verwaltungs-, Zivil-, Sozial- oder Ar-
beitsgerichtsverfahren, in denen die Echtheit vorgelegter Berufsqualifikations-
nachweise eine Rolle gespielt hat. 

Absatz 1 überträgt die Zuständigkeit zur Übermittlung von Warnungen auf die In-
genieurkammer, soweit Berufsangehörige im Sinne von § 1 betroffen sind und
keine abweichenden Zuständigkeiten bestehen. Der gewählten Formulierung liegt
zugrunde, dass auf Bundesebene noch nicht abschließend geklärt ist, inwieweit
für ausgehende Meldungen nach Artikel 56 a Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG
durch bundesgesetzliche Regelungen eine Zuständigkeit der befassten Gerichte
geschaffen wird oder diese lediglich verpflichtet werden, die Ingenieurkammer
über entsprechende Gerichtsverfahren zu informieren. 

Zu Absatz 2 und 3 

Auf Grundlage von § 16 BQFG-BW hat die Ingenieurkammer über die geführten
Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikatio-
nen eine Statistik zu erstellen (bisheriger § 2 b). Die Vorschrift wird inhaltlich un-
verändert fortgeführt. Mit Ausnahme der Regelungen zum Vorwarnmechanismus
und der Anerkennungsstatistik findet das BQFG-BW im Geltungsbereich des In-
genieurgesetzes keine Anwendung. 

Zu § 7 Zuständige Stelle 

Mit der Neufassung von § 7 (bisheriger § 5) erfolgt eine Übertragung ingenieurge-
setzlicher Zuständigkeiten von den vier Regierungspräsidien auf die Ingenieur-
kammer. Damit wird insbesondere im Bereich der Anerkennungsverfahren die
Zentralisierung bei einer Stelle erreicht. 
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Zu § 8 Ordnungswidrigkeiten 

Zu Absatz 1 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen infolge des Neuerlasses des Inge -
nieurgesetzes. 

Zu Absatz 2 und 3 

Die Zuständigkeit zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 8 Absatz 1
wird von den unteren Verwaltungsbehörden auf die Ingenieurkammer übertragen.
Bußgeldbewehrt ist danach die missbräuchliche Verwendung der gesetzlich ge-
schützten Berufsbezeichnung nach § 1. Da in der Praxis oftmals die Abgrenzung
einer unzulässigen Verwendung der geschützten Berufsbezeichnung vom zuläs -
sigen Führen akademischer Grade Schwierigkeiten bereitet, ist die Übertragung
der Zuständigkeit im Hinblick auf die besondere Fachkompetenz der Ingenieur-
kammer sachgerecht. Darüber hinaus wird die Höhe einer möglichen Geldbuße
auf 25.000 Euro festgelegt und damit an die Regelung in § 28 Absatz 2 des Archi-
tektengesetzes angepasst. 

Zu § 9 Ausführungsvorschriften 

Auf Grundlage der Artikel 4 a, 49 a und 49 b der Richtlinie 2005/36/EG erlässt die
Europäische Kommission zur Ausstellung von Europäischen Berufsausweisen so-
wie für gemeinsame Ausbildungsrahmen und Ausbildungsprüfungen die erforder-
lichen Durchführungsrechtsakte. Da nicht absehbar ist, ob diese eine abschließen-
de Regelung des Inhalts und Verfahrens zur Ausstellung des Europäischen Be-
rufsausweises und zu den gemeinsamen Ausbildungsrahmen und -prüfungen ent-
halten, wird das Finanz- und Wirtschaftsministerium durch die Nummern 2 und 3
des neu eingefügten § 9 ermächtigt, erforderlichenfalls ergänzende Regelungen zu
schaffen. 

Mit der neu aufgenommenen Verordnungsermächtigung in Nummer 1 können bei
Bedarf im Einvernehmen mit dem Wissenschaftsressort ergänzende Regelungen
zu Inhalt und Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen nach Artikel 14 der Richt-
linie 2005/36/EG einschließlich der Festlegung eines Anforderungsprofils auf
Grundlage von § 1 Absatz 1 Nummer 1 erlassen werden. Insbesondere zur Durch-
führung von Eignungsprüfungen bedarf es einer fachbezogenen Festlegung der ge-
forderten Ausbildungsinhalte. Gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe h der Richt -
linie 2005/36/EG erstellen die zuständigen Behörden aufgrund eines Vergleichs
zwischen der von inländischen Berufsangehörigen verlangten Qualifika tion und
der bisherigen Qualifikation des Migranten ein Verzeichnis der Sachgebiete, in de-
nen Ausbildungsdefizite beim Migranten bestehen. Die Eignungsprüfung erstreckt
sich auf die Bereiche, die als wesentliche, nach den vorgelegten Ausbildungsnach-
weisen aber formal fehlende Voraussetzungen für die Ausübung des Berufs erach-
tet werden. Um für diesen Vergleich ein Anforderungsprofil bereitzustellen, dem
die im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen entsprechen müssen, können auf
Grundlage der gesetzlichen Ausbildungsinhalte nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 so-
wie der Anforderungen der Berufsausübung von Ingenieuren entsprechende Vo -
raussetzungen zur Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen definiert werden. 

Zu § 10 Übergangsvorschrift

Die Regelung bestimmt aus Gründen der Rechtssicherheit und zur Vermeidung
unbilliger Härten, dass im Hinblick auf das Studium die bisher geltenden Bestim-
mungen des § 1 anzuwenden sind, wenn eine Person zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes bereits mit dem Studium begonnen hat. 
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Artikel 3 Änderung des Ingenieurkammergesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 2 Aufgaben der Kammer) 

Mit der Neufassung von Absatz 1 Nummer 3 wird der gesetzliche Aufgabenbe-
reich der Ingenieurkammer um die Verpflichtung zum Führen von Fachlisten er-
gänzt. Die Ergänzung trägt dem Umstand Rechnung, dass die Ingenieurkammer
in bestimmten Fachbereichen, in denen besondere Qualifikationsanforderungen
erforderlich sind, Fachlisten eingerichtet hat, in denen sich Ingenieure mit ent-
sprechenden fachlichen Qualifikationen eintragen lassen können. Nach § 20 Ab-
satz 2 ist die Ingenieurkammer außerdem zum Führen eines Verzeichnisses aus-
wärtiger Dienstleister verpflichtet, was eine Änderung des gesetzlichen Aufga-
benkatalogs erforderlich macht. Darüber hinaus werden die Kammeraufgaben in
Absatz 1 Nummer 12 um die nach dem Ingenieurgesetz zugewiesenen Zuständig-
keiten ergänzt. 

Zu Nummer 2 (§ 8 Ordnungsgeld) 

Das seit Erlass des Ingenieurkammergesetzes im Jahr 1990 in der Höhe unverän-
derte Bußgeld wird entsprechend der Regelung in § 19 Satz 1 Nummer 2 des 
Architektengesetzes auf 25.000 Euro angehoben. 

Zu Nummer 3 (§ 9 Hauptsatzung) 

Die in Absatz 2 Nummer 10 und 11 neu aufgenommen Satzungsinhalte beziehen
sich auf die von der Berufsanerkennungsrichtlinie geänderten Vorschriften zur
vorübergehenden Dienstleistungserbringung auswärtiger Beratender Ingenieure
und zu den im Einzelfall für eine Niederlassung in Baden-Württemberg erforder-
lichen Ausgleichsmaßnahmen. Danach hat die Ingenieurkammer im Rahmen ihrer
Satzung Regelungen über das Verfahren bei einer Anzeige durch auswärtige
Dienstleister ebenso zu treffen wie die Festlegung des Umfangs und des Inhalts
von Ausgleichsmaßnahmen sowie deren anschließende Bewertung. 

Darüber hinaus ist es erforderlich, auch Regelungen zur Fort- und Weiterbildung
in der Hauptsatzung zu verankern. Zu den gesetzlichen Aufgaben der Ingenieur-
kammer gehört gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 5 auch die Förderung der beruf -
lichen Aus-, Fort- und Weiterbildung. Dies soll sinnvollerweise durch ent -
sprechende Regelungen auf Grundlage der Hauptsatzung umgesetzt werden. 

Zu Nummer 4 (§ 11 Staatsaufsicht) 

In § 11 Absatz 2 werden die Aufsichtszuständigkeiten festgelegt und die Ziele der
Versicherungsaufsicht definiert. Zudem wird eine Verordnungsermächtigung für
das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft eingeführt, um die nähere inhalt -
liche Ausgestaltung der Versicherungsaufsichtsgrundsätze zu regeln. Die Ver -
weise auf das VAG werden hierdurch entbehrlich (siehe hierzu ausführlich Teil A
Abschnitt II).

Zu Nummer 5 (§ 15 Schutz der Berufsbezeichnung „Beratender Ingenieur“) 

Mit der Ergänzung in Absatz 2 soll klargestellt werden, dass nur solche Gesell-
schaften unter der geschützten Berufsbezeichnung „Beratender Ingenieur“ firmie-
ren dürfen, die in die Liste der Beratenden Ingenieure bei der Ingenieurkammer
eingetragen sind.
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Zu Nummer 6 (§ 16 Berufsbezeichnung „Beratender Ingenieur“) 

Die Regelung in Absatz 2 steht in Widerspruch zu den neugefassten Vorschriften
zu Berufsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften in den §§ 17 Absatz 3
und 17 a und wird deshalb aufgehoben. 

Zu Nummer 7 (§ 17 Voraussetzungen für die Eintragung in die Liste der Beraten-
den Ingenieure) 

Zu Absatz 2 

Mit der Änderung sollen die Gesetzesverweise innerhalb des Ingenieurkammer-
gesetzes vereinheitlicht werden. Gemäß Absatz 2 Nummer 2 ist die Berechtigung
zum Führen der Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ Vorausset-
zung für eine Eintragung in die Liste der Beratenden Ingenieure. Personen, die
über eine im Ausland erworbene Berufsqualifikation verfügen und sich in Baden-
Württemberg niederlassen wollen, erfüllen diese Voraussetzung, wenn ihnen von
der Ingenieurkammer die Genehmigung zum Führen der Berufsbezeichnung auf
Grundlage von § 3 des Ingenieurgesetzes erteilt worden ist. In den Sätzen 2 und 3
wird die Regelung hinsichtlich der EU-Vorgaben zur Berufspraxis ergänzt. 

Zu Absatz 4 

Bislang müssen Berufsgesellschaften zur Eintragung in die Liste der Beratenden
Ingenieure gemäß § 17 Absatz 3 Nummer 2 lediglich eine „ausreichende“ Berufs-
haftpflichtversicherung nachweisen, der Umfang dieses Versicherungsschutzes
wird lediglich in der Berufsordnung der Ingenieurkammer definiert. Zur An -
gleichung an die für Berufsgesellschaften von Architekten geltenden Bestimmun-
gen und zur Stärkung des Verbraucherschutzes soll nun entsprechend der Vor-
schrift des § 2 b Absatz 4 des Architektengesetzes auch für Berufsgesellschaften
Beratender Ingenieure eine gesetzliche Regelung zum Versicherungsschutz in ei-
nem neuen Absatz 4 aufgenommen werden. Dabei sollen im Hinblick auf den
Umfang des Versicherungsschutzes die für Architektengesellschaften geltenden
Regelungen übernommen werden. 

Zu Absatz 5 

Mit der Neuregelung werden erstmals die zur Eintragung einer Gesellschaft erfor-
derlichen Unterlagen und sonstigen Mitteilungspflichten gesetzlich definiert. Die
Vorschrift entspricht den Bestimmungen in § 2 a Absatz 1 des Architektengesetzes. 

Zu Absatz 6 

Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 6 und an die Vorgaben des geänderten Ar-
tikels 57 a der Richtlinie 2005/36/EG angepasst, der einen Ausschluss des Ein-
heitlichen Ansprechpartners von der Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen
sowie eigene Verfahrensfristen zur Verfahrensbeschleunigung vorsieht. 

Zu Nummer 8 (§ 17 a Partnerschaftsgesellschaften) 

Im Juli 2013 wurde auf Bundesebene für Angehörige freier Berufe die Rechts-
form der Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung (PartGmbB)
neu eingeführt. Die PartGmbB bietet als neue Variante der bereits bislang zuläs -
sigen Partnerschaftsgesellschaft (PartG) eine wettbewerbsfähige Alternative nicht
nur zur klassischen GmbH, sondern auch zur englischen Limited Liability Part-
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nership (LLP). Die neue Gesellschaftsform ermöglicht es, die Haftung für Ver-
bindlichkeiten der Gesellschaft aus Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung
auf das Gesellschaftsvermögen zu beschränken, wenn die Partnerschaft eine zu
diesem Zweck abgeschlossene Berufshaftpflichtversicherung unterhält. Für an -
dere Verbindlichkeiten, insbesondere aus Miet- oder Arbeitsverträgen, haften ne-
ben dem Vermögen der Partnerschaft auch weiterhin die Partner. 

Um die bundesrechtliche Gesellschaftsform auch baden-württembergischen Bera-
tenden Ingenieuren zu eröffnen, ist eine entsprechende Umsetzung im Ingenieur-
kammergesetz erforderlich. Dies soll mit dem neu eingefügten § 17 a erfolgen und
zugleich auch eine Regelung für die bislang ebenfalls nicht geregelte Partner-
schaftsgesellschaft aufgenommen werden. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen zur Eintragung einer Partnerschaftsgesell-
schaft in die Liste der Beratenden Ingenieure und übernimmt im Hinblick auf den
Versicherungsschutz die für Architekten-Partnerschaftsgesellschaften geltenden
Regelungen, die sich in der Praxis bewährt haben. 

Zu Absatz 2 

Mit dem neu eingefügten Absatz 2 wird die Partnerschaftsgesellschaft mit be-
schränkter Berufshaftung auch Beratenden Ingenieuren eröffnet. Da bei der
PartGmbB im Gegensatz zur Partnerschaftsgesellschaft im Schadensfall nur das
Gesellschaftsvermögen haftet und ein Durchgriff auf die Partner selbst ausge-
schlossen ist, soll im Sinne des Verbraucherschutzes eine Beschränkung der Jah-
reshöchstleistung nur in geringerem Umfang möglich sein als bei der Partner-
schaftsgesellschaft. Konkret sollen deshalb die Leistungen des Versicherers für
alle innerhalb eines Jahres verursachten Schäden mit der Anzahl der Partner stei-
gen, zumindest jedoch den dreifachen Betrag der Mindestversicherungssumme er-
reichen. Geschäftsführer, die selbst keine haftungsrelevanten Ingenieurleistungen
erbringen, bleiben dagegen unberücksichtigt. Da nach Auskunft der Ingenieur-
kammer unter ihren Mitgliedern Büros mit maximal drei Partnern ganz eindeutig
überwiegen und zudem eine dreifache Maximierung der Versicherungssumme
von Versicherungsunternehmen vielfach ohne Prämienerhöhung angeboten wird,
ist die vorgesehene Regelung auch praxisgerecht. Insbesondere kann auf diese
Weise auch bei großen Partnerschaftsgesellschaften sichergestellt werden, dass
zulasten des Verbrauchers keine ungenügend versicherten Haftungsrisiken ent -
stehen. 

Zu Nummer 9 (§ 20 Auswärtige Dienstleister) 

Die Vorschrift regelt Fälle der vorübergehenden und gelegentlichen Dienstleis -
tungserbringung unter Führung der geschützten Berufsbezeichnung, nicht hinge-
gen Fälle der Niederlassung. Erfasst werden somit Personen, die in Baden-Würt-
temberg weder ihren Wohnsitz noch eine Niederlassung oder ihre überwiegende
Beschäftigung haben. Die bisherige Differenzierung im Hinblick auf die Staatsan-
gehörigkeit der Dienstleister wurde grundsätzlich aufgehoben, es gelten aber wei-
terhin besondere Regelungen für Personen, die in Mitgliedstaaten, Vertragsstaa-
ten oder nach Unionsrecht gleichgestellten Staaten niedergelassen sind. 

Zu Absatz 1 

Eine auswärtige Dienstleistung in diesem Sinne liegt nach Absatz 1 vor, wenn
sich Personen, die in einem anderen Staat niedergelassen sind, zur vorübergehen-
den und gelegentlichen Ausübung des Berufes nach Baden-Württemberg bege-
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ben. Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der Erbringung von Dienst-
leistungen wird im Einzelfall beurteilt, Kriterien hierzu sind insbesondere die
Dauer, Häufigkeit, Regelmäßigkeit und Kontinuität der Dienstleistung. Im Ge-
gensatz zu Personen, die in Baden-Württemberg dauerhaft niedergelassen sind, ist
für auswärtige Dienstleister eine Eintragung in die Liste der Beratenden Ingenieu-
re nicht erforderlich. Die Regelung wurde an den geänderten Artikel 5 der Richt -
linie 2005/36/EG angepasst. 

Zu Absatz 2 

Auswärtige Dienstleister haben die Dienstleistungserbringung vor dem erstmali-
gen Tätigwerden schriftlich gegenüber der Ingenieurkammer anzuzeigen und da-
bei die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nachzuweisen (Artikel 7 Absatz 1
und 2 der Richtlinie 2005/36/EG). Mit diesem Verfahren wird sichergestellt, dass
qualifizierte Berufsangehörige aus Mitgliedstaaten, Vertragsstaaten oder nach
Unionsrecht gleichgestellten Staaten zwar möglichst ungehindert Dienstleistun-
gen in Baden-Württemberg erbringen können, die Berechtigung zum Führen der
geschützten Berufsbezeichnung jedoch durch die Ingenieurkammer überprüfbar
bleibt. Gleiches gilt im Hinblick auf die Einhaltung von Berufspflichten, die
gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG auch auswärtige Dienstleis -
ter zu beachten haben. Um die Überwachung zu ermöglichen, erfolgt eine Eintra-
gung in ein besonderes Verzeichnis bei der Ingenieurkammer; Kosten können
hierfür gemäß Artikel 6 Unterabsatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG nicht erhoben
werden. Zum Nachweis der erfolgten Anzeige stellt die Ingenieurkammer eine
Bescheinigung aus, aus der sich auch die Berechtigung zum Führen der Berufsbe-
zeichnung ergibt. 

Zu Absatz 3 

Es erfolgt eine entsprechende Anwendung der Vorschriften auf auswärtige Be-
rufsgesellschaften. 

Zu Nummer 10 (§ 20 a Anwendung anderer Rechtsvorschriften) 

Die Regelungen zum Europäischen Berufsausweis, zum Vorwarnmechanismus
und zur Anerkennungsstatistik in den §§ 5 und 6 des Ingenieurgesetzes finden ent-
sprechende Anwendung. 

Zu Nummer 11 (§ 21 Versorgungswerk) 

Zu Absatz 3 

Es wird lediglich eine Anpassung der Bezeichnung des Ministeriums vorgenom-
men. 

Zu Absatz 5 

Der Verweis auf die bereits außer Kraft getretene Regelung des § 54 a des Ver -
sicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) muss geändert werden. Die Grundsätze der
Vermögensanlage sollen künftig in einer Versicherungsaufsichtsverordnung gere-
gelt werden (siehe hierzu ausführlich Teil A Abschnitt II). Inhaltlich ist keine Än-
derung der Grundsätze der Vermögensanlage des Versorgungswerks vorgesehen. 
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Zu Nummer 12 (§ 22 Bußgeldvorschriften) 

Die Zuständigkeit zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 22 Absatz 1
wird von den unteren Verwaltungsbehörden auf die Ingenieurkammer übertragen.
Bußgeldbewehrt ist danach die missbräuchliche Verwendung der gesetzlich ge-
schützten Berufsbezeichnung nach den §§ 15 und 16. Da in der Praxis oftmals die
Abgrenzung einer unzulässigen Verwendung der geschützten Berufsbezeichnung
vom zulässigen Führen akademischer Grade Schwierigkeiten bereitet, ist die
Übertragung der Zuständigkeit im Hinblick auf die besondere Fachkompetenz der
Ingenieurkammer sachgerecht. Darüber hinaus wird der Bußgeldrahmen auf
25.000 Euro angehoben und damit an die Regelung in § 28 Absatz 2 des Architek-
tengesetzes angepasst. 

Artikel 4 Änderung der Architekteneintragungsverordnung 

Zu Nummer 1 (§ 1 Antrag auf Eintragung) 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen sowie um Folgeänderungen zur
Neufassung von §§ 4 und 8 des Architektengesetzes. 

Zu Nummer 2 (§ 2 Anzeige bei auswärtigen Architekten) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Neufassung von § 8 des Architektenge-
setzes und der Artikel 5 bis 7 der Richtlinie 2005/36/EG. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Steuerberaterversorgungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 13 Verwendung und Anlage der Mittel)

Der Verweis auf die bereits außer Kraft getretene Regelung des § 54 a VAG muss
geändert werden. Die Grundsätze der Vermögensanlage sollen künftig in einer Ver-
sicherungsaufsichtsverordnung geregelt werden (siehe hierzu ausführlich Teil A
Abschnitt II). Inhaltlich ist keine Änderung der Grundsätze der Vermögensanlage
des Versorgungswerks vorgesehen.

Zu Nummer 2 (§ 17 Absatz 2 Satzung)

Die Änderung dient lediglich der Klarstellung der aufsichtlichen Zuständigkeiten.

Zu Nummer 3 (§ 18 Aufsicht)

In § 18 StBVG werden die Aufsichtszuständigkeiten festgelegt und die Ziele der
Versicherungsaufsicht definiert. Zudem wird eine Verordnungsermächtigung für
das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft eingeführt, um die nähere inhalt -
liche Ausgestaltung der Versicherungsaufsichtsgrundsätze zu regeln. Die Ver -
weise auf das VAG werden hierdurch entbehrlich (siehe hierzu ausführlich Teil A
Abschnitt II).

Zu Artikel 6 (Änderung des Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 13 Verwendung und Anlage der Mittel)

Die Grundsätze der Vermögensanlage sollen künftig in einer Versicherungsaufsichts-
verordnung geregelt werden. Inhaltlich ist keine Änderung der Grundsätze der Ver-
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mögensanlage des Versorgungswerks vorgesehen (siehe hierzu ausführlich Teil A
Abschnitt II).

Zu Nummer 2 (§ 18 Aufsicht)

In § 18 RAVG werden die Aufsichtszuständigkeiten festgelegt und die Ziele der
Versicherungsaufsicht definiert. Zudem wird eine Verordnungsermächtigung für
das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft eingeführt, um die nähere inhalt -
liche Ausgestaltung der Aufsichtsgrundsätze zu regeln. Die Verweise auf das
VAG werden hierdurch entbehrlich (siehe hierzu ausführlich Teil A Abschnitt II).

Zu Artikel 7 (Änderung des Notarversorgungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 14 Verwendung und Anlage der Mittel)

Die Grundsätze der Vermögensanlage sollen künftig in einer Versicherungsauf-
sichtsverordnung geregelt werden. Inhaltlich ist keine Änderung der Grundsätze
der Vermögensanlage des Versorgungswerks vorgesehen (siehe hierzu ausführ-
lich Teil A Abschnitt II). 

Zu Nummer 2 (§ 18 Aufsicht)

In § 18 Absatz 1 NotVG werden die Aufsichtszuständigkeiten festgelegt und die
Ziele der Versicherungsaufsicht definiert. Zudem wird eine Verordnungsermäch-
tigung für das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft eingeführt, um die nähere
inhaltliche Ausgestaltung der Versicherungsaufsichtsgrundsätze zu regeln. Die
Verweise auf das VAG werden hierdurch entbehrlich (siehe hierzu ausführlich
Teil A Abschnitt II). 

Zu Artikel 8 (Änderung des Gesetzes über die Landeskreditbank Baden-Württem-
berg – Förderbank –) 

Im Hinblick auf die zunehmende Digitalisierung sieht sich die L-Bank mit der
Notwendigkeit konfrontiert, Bewilligungen von Förderleistungen künftig auch
vollautomatisiert, das heißt allein IT-gestützt, auf der Grundlage der vorliegenden
Informationen und Angaben vorzunehmen. Soweit sie Förderleistungen durch Zu-
wendungsbescheide (Verwaltungsakte) bewilligt, wird die L-Bank insoweit öf-
fentlich-rechtlich tätig. Ein Verwaltungsakt setzt nach den hergebrachten Grund -
sätzen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensrechts das Handeln einer Person
voraus. Daher bedarf die Umsetzung eines automatisierten Verfahrens einer ent-
sprechenden Rechtsgrundlage, die mit der vorliegenden Änderung des L-Bank-
Gesetzes geschaffen werden soll. Widerspruchsentscheidungen können nicht im
ausschließlich automationsgestützten Verfahren getroffen werden. 

Eine Entscheidung über eine Änderung des Bewilligungsbescheids umfasst auch
eine Entscheidung über eine Rücknahme oder einen Widerruf der Förderleistung.
Förderleistungen sind insbesondere auch Zuwendungen und Finanzhilfen. 

Zu Artikel 9 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Änderungen nach Artikel 1 bis 8. Bis
zum Inkrafttreten der Neufassung des VAG am 1. Januar 2016 sollten die ver -
sicherungsaufsichtlichen Vorgaben für die Versorgungswerke angepasst sein. Da-
her treten die Gesetzesänderungen nach den Artikeln 1 bis 6 und 8 am Tag nach
der Verkündung in Kraft. Das Notarversorgungsgesetz tritt in den zu ändernden
Teilen erst zum 1. Januar 2018 in Kraft, daher kann eine Änderung ebenfalls erst
am 1. Januar 2018 in Kraft treten. 
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C. Wesentliches Ergebnis der Anhörung 

Zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bauberufsrechts und anderer Ge-
setze wurden im Zeitraum vom 23. September 2015 bis zum 4. November 2015 die
baden-württembergischen Bankenverbände, die berührten Berufskammern und be-
rufsständischen Versorgungswerke, die Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Ver-
sorgungseinrichtungen e. V., die baden-württembergischen Hochschulen, die Hoch-
schulrektorenkonferenz, die Kultusministerkonferenz, der Akkreditierungsrat, ver-
schiedene Hochschulgremien, die Kirchen und Wohlfahrtsverbände als Träger von
Beratungsstellen, die kommunalen Landesverbände, die Regierungspräsidien, die
Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e. V. sowie zahlreiche Berufsverbände
angehört. Dem Landesbeauftragten für Datenschutz und dem Normenprüfungsaus-
schuss wurde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Während des Anhörungs-
verfahrens war der Gesetzentwurf außerdem elektronisch im Dienstleistungsportal
des Landes Baden-Württemberg (service-bw) veröffentlicht. 

Geäußert haben sich die Architektenkammer Baden-Württemberg, der Architek-
ten- und Ingenieurverein Stuttgart e. V., der Baden-Württembergische Hand-
werkstag e. V., der Bund der Ingenieure für Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft
und Kulturbau e. V., der Bund der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure
e. V., die Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V.,
die Fakultätentage der Ingenieurwissenschaften und Informatik an Universitäten
e. V., der Gemeindetag Baden-Württemberg, die Gesellschaft für Geodäsie, Geo -
information und Landmanagement, die Hochschule für Angewandte Wissen-
schaften Baden-Württemberg, die Hochschule für Technik Stuttgart, die Hoch-
schulrektorenkonferenz, die Ingenieurkammer Baden-Württemberg, das Karls -
ruher Institut für Technologie, die Konferenz der Fachbereichstage e. V., ver-
schiedene Vertreter der Kultusministerkonferenz, der Landesbeauftragte für den
Datenschutz Baden-Württemberg, der Landesverband der Baden-Württember -
gischen Industrie e. V., der Landesverband der Freien Berufe Baden-Württemberg
e. V., die Landesvereinigung Baden-Württembergischer Arbeitgeberverbände e. V.,
der Landkreistag Baden-Württemberg, die Regierungspräsidien Freiburg und
Stuttgart, der Städtetag Baden-Württemberg, die Universität Heidelberg, die Uni-
versität Stuttgart, der Verband Beratender Ingenieure, der Verband der Deutschen
Maschinen- und Anlagenbauer, der Verband der Elektrotechnik, Elektronik und
Informationstechnik e. V., der Verein Deutscher Ingenieure, das Versorgungs-
werk der Rechtsanwälte in Baden-Württemberg und eine Privatperson. 

An der sechswöchigen Anhörung zu dem Anhörungsentwurf beteiligten sich da-
mit 34 Organisationen und eine Privatperson. Das Verfahren ergab eine weit -
reichende Zustimmung zu dem Gesetzentwurf; insbesondere seitens der Architek-
ten- und Ingenieurkammer, denen zentrale Aufgaben bei der Umsetzung der Bau-
berufsnovelle zukommen. Den Anregungen aus dem Anhörungsverfahren konnte
vielfach entsprochen werden, die redaktionellen und sprachlichen Anmerkungen
des Normenprüfungsausschusses wurden umgesetzt. 

Die im Anhörungsverfahren zum Gesetzentwurf eingegangenen Stellungnahmen
sind in tabellarischer Form in der angeschlossenen Anlage 1 dargestellt, auf die
wegen der Einzelheiten verwiesen wird. 

Inhaltlich wurde der Anhörungsentwurf zur Änderung des Bauberufsrechts (Ar -
tikel 1 bis 4) aufgrund der Anhörung im Wesentlichen in den folgenden Punkten
geändert: 

•   Anpassung von Regelungen zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifika-
tionen an kurzfristig erfolgte Änderungen des Muster-Architektengesetzes der
Bauministerkonferenz zur weitergehenden Harmonisierung des Architekten-
rechts (§ 4 Absatz 6 des Architektengesetzes). 

•   Ergänzende Regelungen zur Anerkennung von Kenntnissen, Fähigkeiten und
Kompetenzen, die nicht aufgrund einer akademischen Ausbildung, sondern im
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Rahmen der Berufspraxis oder durch „lebenslanges Lernen“ erworben wurden
(§ 4 Absatz 8 des Architektengesetzes und § 3 Absatz 5 des Ingenieurgesetzes). 

•   Beibehaltung der Eintragungsvoraussetzungen für Personen, die in der Archi-
tektenliste eines anderen Landes eingetragen waren (§ 4 Absatz 9 des Architek-
tengesetzes). 

•   Beibehaltung der Erleichterungen bei der vorübergehenden Dienstleistungser-
bringung von Personen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, ei-
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder einem nach dem Recht der Europäischen Union gleichgestell-
ten Staat niedergelassen sind (§ 8 des Architektengesetzes, § 4 des Ingenieurge-
setzes und § 20 des Ingenieurkammergesetzes). 

•   Klarstellende Ergänzung der Regelungen zur Berufsbefähigung von Architek-
ten und Stadtplanern, um Absolventen von gestuften Bachelor- und Masterstu-
diengängen sowie von Architekturausbildungen mit Schwerpunkt Städtebau
auch weiterhin eine Eintragung in die Architektenliste zu ermöglichen (§ 4 Ab-
satz 2 und 3 des Architektengesetzes). 

•   Ergänzung datenschutzrechtlicher Regelungen im Architektengesetz (§§ 25
und 26 Absatz 6 und 7 des Architektengesetzes). 

•   Aufnahme bzw. Ergänzung von Regelungen zum Schutz der Berufsbezeich-
nung bei wirtschaftlich tätigen Zusammenschlüssen von Ingenieuren sowie von
Regelungen zu Partnerstruktur und Meldepflichten bei Partnerschaftsgesellschaf-
ten von Beratenden Ingenieuren (§ 1 Absatz 4 des Ingenieurgesetzes, §§ 15 Ab-
satz 2, 16 Absatz 2 und 17 a des Ingenieurkammergesetzes). 

Eine Änderung des Anhörungsentwurfs bezüglich der Neuregelungen zur Ver -
sicherungsaufsicht über die Versorgungswerke der Architekten, Ingenieure,
Rechtsanwälte, Steuerberater und Notare sowie der Neuregelungen des Gesetzes
über die Landeskreditbank Baden-Württemberg erfolgte nicht. 
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